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Die Sachſenwahlen brachten als endgültiges Ergebnis ſtatt der bisherigen Zweimänner eine
Sechsmänner Mehrheit. Der Sturm der vereinigten Reaktion mit Bravour abgeſchlagen.
Ein glänzendes Zeugnis unwandelbarer Geſinnungstreue des ſächſiſchen Proletariats.

Endergebnis: 51 zu 45.
Das Ergebnis der ſächſiſchen Landtagswahlen wirkte zunächſt
jeradezu wie eine komiſche Ueberraſchung. Nach monatelangem,
eißem Ringen ſtellte ſich heraus, daß ſo gut wie alles beim alten

ieben war. Die bürgerlichen Parteien waren in treuem Verein
t den Kommuniſten gegen die ialdemokratie Sturm gelaufen,

und nun ſtellte h daß all dieſes Wüten und Toben an
Stellung der Sozialdemokratie gar nichts geändert hatte. Nur
Zentrumsmann, der einzige ſeiner Art im ſächſiſchen Landes

lament, war auf der Strecke geblieben, und ein Kommuniſt
hatte ſeinen Skalp an den Gürtel geſteckt.
Spätere Nachrichten zeigten dann ein einigermaßen verändertes

Bild. Zwar zeigen ſich auch jetzt noch keine großen Verſchiebungen,
aber doch eine erfreuliche Aenderung, die als Ergebnis eines von
der Sozialdemokratie in der Verteidigung geführten Kampfes
doppelt erfriſchend wirkt. Nicht nur die Kommuniſten haben den
Bürgerlichen ein Mandat abgewonnen, ſondern auch die Sozial
demokraten, deren Zahl im Landtag von 40 auf 41 ſteigt. Die
Kommuniſten haben ſtatt 9 jetzt 10 Sitze. Die Deutſchnationalen

von 20 auf 19 heruntergekommen, Volkspartei und Demo-
aten ſind. bei 18 und 8. Mandaten verblieben. Das Zentrum iſt,

wie ſchon geſagt, ausgefallen. Die Sache ſtellt ſich alſo jetzt fol
dar: Die Bürgerlichen n ſtatt 47 nur noche Sograldemokraten und Kommuniſten

ſtatt zuvor 49. Die bürgerlichen Parteien fich
en Zeit en, Flugblättern, Plakaten und Wahlreden maß-los über die Zweimanner Mehrheit der ſächſiſchen. Regierung

ausgelaſſen. Wird in Sachſen aber in der bisherigen Weiſe weiter
giert, dann hat ſich die vefehdete und verſpottete Zweimänner
ehrheit in eine Sechsmänner-Mehrheit verwandelt, was bei

einem Parlament von 96 Sitzen immerhin ſchon recht anſehnlich
Die Arbeiterregierung in Sachſen wäre jetzt voll

ommen geſichert, wenn eben die Kommuniſten eine wirkliche Ar

heiterpartei wären. n n Heees den Kommuniſten bei den Neuwahlen gelang, noch einmer hinzuzugewinnen, iſt unerfreulich. Wirklich befriedigt
Wnnten wir von dem Wahlergebnis nur ſein. wenn es eine nur
8 Sogialdemokraten beſtehende Linksmehrheit gebracht hätte.

in den Zeiten der Monarchie gab es in Sachſen bei den
eichstagswahlen eine ſozialdemokratiſche Mehrheit, und es wärenur natelich daß dieſe Mehrheit jetzt, nachdem die Schranken

er e Privilegienwirtſchaft gefallen ſind, in Sachſen
ierte. Durch die Entſtehung der kleinen HKommuniſtenpartei iſt
vorläufig leider unmöglich gemacht worden. Statt der einenWene der Linken gibt es

ei, und die Sozialdemokratie braucht
jetzt Unterſtützung von links, um eine Regierungsmehrheit bilden

zu können. en ſt ſichtObwohl nun das Wahlreſultat den Kommuniſten an ſich ni
ungünſ ig iſt, zeigt es doch die abſolute hilfloſe Konfuſion der
Jommuniſtiſchen Politik. Jn den Flugblättern, die die Kommuniſten
u Sachſen verbreiteten, war die ſtolze Redensart zu leſen: „Die

ommuniſtiſche Partei hat den Sächſiſchena aufgelöſt.“ Jn Wirklichkeit war die Mitwirkung
der Kommuniſten an dieſem wenig geiſtreichen politiſchen Werk
eine recht beſcheidene; denn das Gros der Auflöſungsmehrheithatten nicht e ſondern die Bürgerlichen gebildet. Bleiben wir

aber bei der großartigen Phraſe von der Auflöſung des Sächſiſchen
Landtags durch die Kommuniſtiſche Partei. Was haben denn die
Kommuniſten dabei erreicht? Fraglos war es ihre Abſicht, der
verhaßten Sozialdemokratie eine gründliche Niederlage zu bereiten.
Dieſe aber hat bei den Wahlen nicht nur nicht verloren, ſondern
trotz des Anſturms von rechts und links noch ge
wonnen. Oder was wollten die Kommuniſten ſonſt? Etwa die
Vermehrung ihrer Mandatszahl von 9 auf 107 Das wäre doch
wirklich die ganze Mühe nicht wert geweſen!

Die größten Roſinen beim Kampfe gegen die Sozialdemokratieatten reich nicht die Kommuniſten, ſondern die Bürger-
kra en im Kopfe. Jhnen iſt ihre Niederlage reichlich zu gönnen.
Und beſonders erfreulich iſt es dabei, daß gerade ihre äußerſte rechte
Flügelpartei einen, wenn auch nur geringen Rückgang zu ver-

eichnen hat. Von ihr hatte ſich in der Kampfesart ihre Nachbarin,
ie Deutſche Volkspartei, nicht weſentlich unterſchieden. Gerade

die Deutſche Volkspartei war es, die, offenbar, weil ſie das meiſte
Geld hatte, mit den Plakaten gegen die Sozialdemo
kratie im ſchönſten KinokitſchStil paradierte. Auch das hat ihr
nicht geholfen. Sie hat ihre Mandatszahl nicht vergrößern können,
und das gleiche gilt von den Demokraten, die mit etwas beſſeren
Kampfmanieren, aber mit noch größeren Hoffnungen in den Wahl-
kampf e waren.
Das Ergebnis zeigt, daß ohne die Sozialdemokratiein Sachſen nicht regiert werden kann, wenigſtens ſolange
nicht, als ſich nicht die Kommuniſten dazu entſchließen, mit den
Bürgerlichen zuſammen eine Regierung zu bilden. Auf der an
deren Seite braucht die Sozialdemokratie als regierende Partei
Unterſtützung von links oder rechts. Sie kann eine Mehrheit
bilden mit den Kommuniſten gegen alle bürgerlichen Parteien.
Dann ſtehen 51 gegen 45. Sie kann aber auch eine Mehrheit bilden
mit den Demokraten gegen die beiden Rechtsparteien und die
Kommuniften, und dann ſtehen 49 gegen 47. Die Stellung der
Sogialdemokratie hat ſich alſo nicht nur zahlenmäßig, ſondern auch
taktiſch verbeſſert. Jm alten Landtag blieb ihr nur die Wahl
zwiſchen der Prben Koalition auch mit der Volkspartei oder der
Unterſtützung durch die Kommuniſten. Jm neuen Landtag kann ſie
ſich von der Unterſtützung durch die Kommuniſten unabhängig
machen wenn die Demokraken bereit ſind, mit ihr See eine
vernünfkige, entſchiedene republikaniſche und ſozialfortſchrittliche
Politik zu treiben. Sie iſt den Drohnngen und Erpreſfungen der konfaſen Kömmuniſtifchen Par-
tei nicht mehr ausgeſetzt. S

Als das wichti Ergebnis des Wahlkampfes aber iſt dies her
vorzuheben, daß die Sozialdemokratiſche Partei als Regie
rungspartei in ſo ſchwerer Zeit unerſchüttert behaupten, ja ſogar
noch ausdehnen konnte. Daß. die Sozialdemokratie als Oppoſitions
partei marſchieren kann, das wiſſen wir aus unſerer ganzen Par
teigeſchichte. Jn Sachſen aber c wir vor neuen Erfahrungen.
Zwei Jahre lang hatten die Sozialdemokraten die Laſt der Ver
antwortung allein getragen. Sie waren von rechts und von links
in der leidenſchaftlichen Weiſe angegriffen worden. Sie haben ſich
trotzdem glänzend behauptet. Die Befürchtung, daß eine Partei,
die in ſo unſäglich ſchwerer Zeit allein die Verantwortung tragen
mußte, ſchweren Verluſten ausgeſetzt ſei, weil viele Wähler ihre
berechtigte Unzufriedenheit mit den gegebenen Verhältniſſen blind
lings auf die Regierung übertrügen, hat ſich nicht bewahrheitet.
Die politiſche Einſicht und die unwandelbare Geſinnungstreue der
ſozialdemokratiſchen Arbeiterſchaft Sachſens hat ſich bewährt. Und
die Einigung der Sozialdemokratiſchen Parteien hat ihre erſten
ehte getragen, die für die Zukunft noch reichere Ernte erwarten
aſſen.

Das vorläufige Endergebnis.
Die Vereinigte Sozialdemokratie

erhält 1 059 131 Stimmen und erobert 41 Sitze.
Nach neuerlicher Zählung wurden bei den Landtagswahlen für

die Sozialdemokraten insgeſammt 1059 131, für die
Kommuniſten 266 755, für die Deutſchnationalen 490 373, für die
Deutſche Volkspartei 474 484, für die Demokraten 214 190, für das
Zentrum 22 288, für die Deutſchſozialen 11 361, für die Wirtſchafts
partei 5201 Stimmen abgegeben. Es erhalten demnach die So
zial demokraten 41, die Kommuniſten 10, die Deutſchnatio-
nalen 19, die Deutſche Volkspartei 18 und die Demokraten 8 Sitze.

Jn dem letzten, 1920 gewählten Landtage hatten die Mehrheits-
ſozialiſten 27, die Nnabhängigen 13, die Kommuniſten 9, die
Deutſchnationalen 20, die Deutſche Volkspartei 18, die Demokraten
8 Sitze und das Zentrum einen Sitz. Die Sozialdemokraten haben
demnach, ebenſo wie die Kommuniſten, einen Siv erobert.

Die Stadtverordnetenwahl in Chemnitz.
Bei der Stadtverordnetenwahl in Chemnitz wurden gewählt

8 Deutſchnationale (bisher 14), 12 Deutſche Volkspartei (10),
4 Demokraten (83), 4 Hausbeſitzer, 21 Sozialiſten (25), 11 Kommu-

(8), mithin 28 Bürgerliche und 32 Vertreter der Links-
parteien.
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Der Wirbeltanz der Preiſe.
Gewaltige Steigerung der Lebenshaltungskoſten.

Berlin, 6. November. (WTVB.) Die vom Statiſtiſchen Reichs
amt berechnete Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs-
koſten (Aufwendungen für Ernährung, Heizung, Beleuchtung,
Wohnung und Bekleidung) iſt im Durchſchnitt des Monats Oktober
auf 22 066 gegenüber 13 319 im September geſtiegen. Die Steige-
rung beträgt demnach 65,7 v. H. Ohne die Bekleidungsausgaben
(die erſt ſeit einigen Monaten in die Berechnung einbezogen ſind)
ellt ſich die Jndexziffer auf 19504, was eine Steigerung von
1,4 v. H. gegenüber der entſprechenden Ziffer des September

(11876) bedeutet. Die Bekleidungsausgaben haben ſich ſomit nach
den vorausgegangenen außerordentlichen Steigerungen ſeit Sep
tember nicht in gleich ſtarkem Maße verteuert wie die übrigen
Lebensbedürfniſſe zuſammengenommen. Die Jndexgziffer für die
Bekleidungsgausgaben allein iſt um 48,7 v. H. auf 88 664
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die für die Ernährungsausgaben um 72,7 v. H. auf
26 623 geſtiegen.

Neben dieſen MonatsDurchſchnittsziffern iſt noch eine Stich
tags ziffer für den 25. Oktober berechnet worden. Danach ergibt
ſich für das Ende des Monats eine Jndexziffer der geſamten
Lebenshaltungskoſten von 24 702, oder eine Steigerung auf das
247fache des Vorkriegsſtandes.

25MillionenMarkSpende der Schweiz für die deutſchen Schrift-
ſteller. Die ſchweizeriſch-deutſche Hilfskommiſſion, die ſich durch
ihre Hilfeleiſtung für die notleidenden deutſchen Kinder beſondere
Verdienſte erworben hat, hat dem Reichspräſidenten die Summe
von 25 Millionen Mark zur Linderung des Notſtandes unter den
Angehörigen des deutſchen Schrifttums zur Verfügung geſtellt.

Vormittag 10 Ahr: Dollar 7800
Tendenz ſehr feſt.
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Die deutſchen Pläne.
Eine Anleihe von 500 Millionen zu Stabiliſierungszwecken.
Verpflichtung zum Budget-Ausgleich. Der Eindruck in
Frankreich. Kriſengerüchte und Treibereien gegen das

Kabinett Wirth.
Die Vorſchläge der Reichsregierung an die Reparationd

kommiſſion werden vorläufig weder in Verlin, noch in Paris im
Wortlaut veröffentlicht werden. Jnhaltlich beſagen ſie, daß die
r eine Stabiliſierung der Mark für notwendig er
achtet, um die Reparationsverpflichtungen ſpäter erfüllen zu können
und um das Vertrauen des Auslandes wiederzugewinnen. Die
Regierung ſchlägt deshalb der Reparationskommiſſion vor, ſich mit
einem internationalen Finanzkonſortium in Verbindung zu ſetzen,
das zuſammen mit der Reichsbank eine Anleihe von 500 Millionen
Goldmark zu Stabiliſierungszwecken aufnehmen ſoll. Sie ver
pflichtet ſich dagegen, vorläufig einen Ansgleich des Budgets vor
Smehpen und zu weiteren wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen im
Jnland zu ſchreiten.

Ueber den Eindruck, den die recht knapp gehaltenen Vorſchläge
gemacht haben ſollen, liegen auffallend widerſpruchsvolle Mel
dungen vor. Während man aus Paris meldet, daß die Reparations
kommiſſion von den deutſchen Plänen durchaus nicht befriedigt iſt
und die Lage für Deutſchland als äußerſt kritiſch betrachtet, wird,
wie uns zuverläſſig mitgeteilt worden iſt, bei den in Berlin weilen-
den maßgebenden Vertretern der Reparationskommiſſion die
Situation nicht ſo kritiſch betrachtet. Selbſt hervorragende Ver
treter der alliierten Staaten in Berlin bezeichnen die Pariſer Mel
dungen als übertrieben und hoffen auf eine endgültige Verſtän
digung mit der Reichsregierung, trotzdem ſie keinen Hehl daraus
machen, daß die deutſchen Pläne längſt nicht konkret genug gefaßt
ſind und eine Erweiterung erfahren müſſen.

Die Pariſer Zeitungen vom Montag ſprechen übrigens auch von
einem Gegenſatz Hermes Wirth deuten ſogar die Mög

ſe an und verweiſen
darauf. daß die „Jnduſt artei“ einen vollſtändigen

rationsplan ausgegrbeitet haben ſoll. Paris mag man ber
ſein Richtig iſt, daß über die der Reparationskommiſſion aus
gehändigten Vorſchläge zwiſchen dem Reichskanzler und dem
Reichsfinanzminiſter keine Differenzen beſtehen. Die Befliſſen
heit, mit der man hier der deutſchen Induſtrie eine beſondere Er
füllungsaktion unterſtellt, läßt auf die Urheber der gekennzeichneten
Meldungen ohne weiteres ſchließen. Da der Reichsverband der
S wie uns auf Anfrage ausdrücklich verſichert wurde
von dem angeblich ausgearbeiteten Reparationsplan nichts weiß,
kann dieſer nur in den Köpfen oder in der Phantaſie einzelner
Schwerinduſtrieller exiſtieren, die bisher jede Stabiliſierung der
Mark zu hintertreiben verfucht haben. Die Schwerinduſtrie iſt
aber auch ein. ausgeſprochener Gegner des Kabinetts Wirth. Die
Arbeiterſchaft hat alle Veranlaſſung, auf die durch die Pariſer
Preſſe bekanntgewordenen Treibereien ihre verſchärfte Aufmerk
ſamkeit zu richten. Es iſt bekannt, mit welcher Gleichgültigkeit
die Jnduſtrie im Jnlande den Sturz der Mark er wie ſie
andererſeits unausgeſetzt jedem Verſuch zu durchgreifender Selbſt
hilfe des Volkes widerſprochen hat, wie ſie ferner gleichzeitig das
Kabinett Wirth fortgeſetzt bekämpfte und mit franzöſiſchen Jndu
ſtriellen eine ganze Reihe von privaten Verträgen und Jntereſſen
gemeinſchaften abſchloß. Jetzt ſcheint die Stunde gekommen zu
ſein, wo ſie ohne Sorge um ihre moraliſche Ueberfremdung ſich
über die Demokratie hinwegſetzen will, indem ſie das Ausland zu
Hilfe ruft!

Von einer innerpolitiſchen Kriſe kann natürlich zur Stunde noch
keine Rede ſein. So ſehr wir ſelbſt uns jede Stellung zu dem
Schritt der Reichsregierung vorbehalten müſſen, bis er in ſeinen
Einzelheiten bekannt iſt, ſo ſehr iſt die Tatſache, daß die Jnduſtrie
gegen Wirth einen neuen Anſturm unternimmt und ihn dem der
Schwerinduſtrie des Zentrums naheſtehenden Herrn Hermes vor
ziehen möchte, geeignet, die beſtehende Koalition gegen die Angriffe
von rechts zuſammenzuſchweißen.

Schnelle Antwort.
Berlin, 6. November. Wie WTVB. erfährt, iſt der Reichsregke-

rung heute abend eine ſchriftliche Antwort der Reparations
kommiſſion auf die geſtern überreichten Vorſchläge zugegangen. Die
Reichsregierung wird alsbald zu der Antwort Stellung nehmen.

Taten werden gefordert.
Der Afa- Vorſtand verlangt unverzügliche Durchführung geſehz
licher Maßnahmen gegen die bewußt herbeigeführte raſende Geld
entwertung. Aufruf zum Kampf für Erhaltung des Acht

ſtundentages.

Der Geſamtvorſtand des AfaBundes hat ſich in ſeiner Sitzung
am 6. November eingehend mit der wirtſchaftlichen Lage befaßt. Jm
Anſchluß an ein Referat des Vorſitzenden Genoſſen Aufhäuſer
gelangte folgende Entſchließung zur Annahme:

„Angeſichts der kataſtrophalen wirtſchaftlichen Lage Deutſch
lands, in der ſich nunmehr die ganzen Folgen des mehrjährigen
Weltkrieges in ihrer furchtbaren Auswirkung zeigen, richtet der
Geſamtvorſtand des AfaBundes an die Reichsregierung und die
Parteien des Reichstags den dringenden Ruf, endlich und unver
züglich geſetzgeberiſche Maßnahmen zu treffen, die geeignet ſind,

r raſenden Geldentwertung Einhalt zu gebieten.
Es muß mit Beſorgnis eſtgeſtellt werden, daß die Regierung,

der völligen Verelendung der geſamten Arbeitnehmerſcha er
freien Berufe und der Sozialrentner, die von den vereinigten Ge
werkſchaften gemachten Vorſchläge zur Stabiliſierung der Mark
bisher unerfüllt gelaſſen hat.

Eine aktive Währungspolitik iſt der erſte und unvermeidliche
Schritt auf dem Wege zur Wiedergeſundung der deutſchen Volks
wirtſchaft. Eine weitere Paſſivität oder auch nur zögernde Haltung
in dieſer Lebensfrage unſeres Volkes wäre unerträglich. Der Ge



un

So deshalb von der Re e anenden iſierten Finangkapitals nicht länger abhalten läßt,das deutſche Sorr vor dem Sturz in den Abgrund zu bewahren und

den Willen Tat zu bekunden, bevor es zu ſpät iſt. Die ſyſte-
matiſchen Verſuche des Unternehmertums, ſeiner politiſchen Ver
treter und der kapitaliſtiſchen Preſſe, eine Feſtigung unſerer Wäh
rung zu hintertreiben und in dieſer Stunde höchſter Not unter dem
Schlagwort der „Steigerung der Produktion den geſetzlichen Acht-
r beſeitigen, ſind mit aller Entſchiedenheit zurückzu
weiſen. Der Geſamtvorſtand des AfaBundes ruft die Angeſtellten
gauf, wach ſam zu bleiben und den Kampf für die Erhaltung
des Achtſtundentags mit aller Kraftentfaltung aufzunehmen.“

Bayeriſche Putſchvorbereitungen.
Bürgerliche Warnung vor gemeinen Verbrochen an Volk

und Voterland.
Während die Republikaner des Reiches mit Spannung nach

SJayern blicken, wo nach einwandfreien Meldungen die Natio
nalſozialiſten unter Führung Hitlers einen Putſch vor-
bereiten, dementiert die bayeriſche Staatsregierung alle Meldun-
gen über Putſchvorbereitungen. Daß dieſe Dementis keine Be
rechtigung haben, zeigt eine Warnxng, die das Nürnberger Organ
der Bayeriſchen Volkspartei in dieſen Tagen in Fettdruck ver
öffentlichte. Das Blatt weiſt darauf hin, daß in rechtsradikalen
Kreiſen Beſprechungen „über Vorbereitung und Durchführung einer
größeren gemeinſamen Aktion, die den Rahmen der geſetzlichen
Verfaſſungsmäßigkeit überſchreiten würde“, ſtattgefunden haben.
Mit anerkennenswerter Offenheit warnt das Organ vor einem
ſolchen Verbrechen an Volk und Vaterland“ und zieht mit aller
Deutlichkeit den Trennungsſtrich gegen jene, die „aus der nationg
Ien und wirtſchaftlichen Not für ihre parteiiſchen, egoiſtiſchen und
phantaſtiſchen Beſtrebungen Kapital zu ſchlagen ſuchen.“

Dieſer Warnruf ſtützt ſich nach zuverläſſigen Jnformationen auf
Pläne des Häuptlings der Hakenkreuzler, Herrn Hitler.

Stützen der Republik.
Genoſſe Künſt ler, der die Vorgänge in der Marineſchule Mür-

wik vom 24. und 25. Juni der Oeffentlichkeit bekannt gab, hat
auf Grund des Ergebniſſes vor dem Flensburger Schöffengericht
folgende kleine Anfrage im Reichstag eingebracht:

Kapitänleutnant Stieringer, ſowie die Fähnriche z. S.
Kupfer, Johannſen und Krüger haben am 24. Oktober vor
dem Schöffengericht in Flensburg auf die Frage des Rechts
anwalts, Reichstagsabgeordneten Dr. Paul Levi, zugegeben, daß
in der Marineſchule Mürwick bei Flensburg das Ehr
hardt und Löwenfeld-Lied von „republikaniſchen“ Offizieren ge
fungen wird. Somit iſt vor Gericht feſtgeſtellt worden, daß Offi
iere, welche der Republik den Treueid We haben, durch Ab-ſtagung von Strophen aus dem Ehrhardt-Lied, wie:

Stolz tragen wir die Sterne
und unſeren Totenkopf,
Wikingerſchiff am Aermel,
Kaiſerkrone im Knopf,
Hakenkreug uſw.

Mag man uns auch bekämpfen,
ſpielt mit uns Schindluderei,
wir wußten, was wir taten,
bleiben dem Kaiſer treu.
Hakenkreuz uſw.

und dem Löwenfeld-Lied wie:
Und nimmt man uns den Führer weg,
ſo woll'n wir lieber ſterben,

triifadea als im Republikanerdre--ck
verdrecken und verderben.
Als wack're Landsknecht ſchwören wir
der Brigade aufs neue,
zu ſchirmen ſchwarzweißrot Panier
und Treue, bis ich falle uſw.

gegen die Republik demonſtrieren. Jch frage daher an:
1. Was gedenkt die Regierung zu tun, um dieſe Offiziere zur

Rechenſchaft zu ziehen, welche ſich durch ihr Verhalten gegen die
Republik erklärt haben?

2. Jſt vom Reichswehrminiſterium an die Reichswehr wie auch
an die Marine ein Befehl erlaſſen worden, welcher obengenannte
Lieder verbietet?

Falſchmeldung. Die Meldungen, daß Genoſſe Hilferding
zum Staatsſekretär im Auswärtigen Amt in Ausſicht genommen
iſt, entbehren jeder Grundlage. Wie uns Genoſſe Hilferding mit-

Betrachtungen aus dem Bergbau.
SAK. Im folgenden ſoll verſucht werden, einen kurgen. Iaren

Ueberblick zu geben über die verſchiedenen Verhältniſſe im Bergbau,
wie ſie während und nach dem Kriege in Erſcheinung traten.

Da vor dem Kriege Deutſchland eine ſtabile Geldwährung hatte,
ſo lernte man das Wort „Valuta“ eigentlich erſt bei Kriegs
ausbruch kennen. Eine gewiſſe Beängſtigung trat ein bei Aus
re der Darlehenskaſſenſcheine, die ſich auf dem Markte in ver
ſchiedener Art bemerkbar machte. Schon zu Anfang des Krieges
finden wir ein Emporſchne der Lebensmittelpreiſe, die ſich
aber noch bedeutend ſtärker fühlbar machte, als die Blockierung
der Mittelmächte mit ihren unſagbaren Folgen einſetzte. Die
Lebensmittel wurden immer geringer, und im Verhältnis wie ſie
abnahmen, ſtiegen die Preiſe.

Hierzu hielten Löhne und Gehälter abſolut nicht Schritt, ſie
wurden aber leider als untergeordnete Faktoren betrachtet. Jn
folge dieſer ſchlechten Bezahlung ſucht der Arbeitnehmer zunächſt
auf Koſten der Bekleidung ſein Leben zu friſten. Das geht zwar
eine Weile, dann aber feiert die Unterernährung ihre
Orgien. Je mehr die Mark an Wert verliert, deſto ſchlechter wird
die h geleiſtete Arbeit, alſo auch immer ſchlechter die
rung ankheiten in der Familie, wie Tuberkuloſe uſw.,
halten ritt mit der zunehmenden Verarmung. Elend über

er noch die ſchrecklichen
Wunden, r Kri Ibſt geſchlagen hat.Die Folge iſt, daß gf Arbeitskraft, gelähmt und erſchlafft, nicht

mehr die Leiſtung hervorbringen kann, die man vor dem Kriege
kannte. Trotzdem findet man unverantwortliche Geſtalten, die
um den ſchnöden Mammon der Kapitaliſten ein Nichtwollen der
Arbeitnehmer in die Welt poſaunen. 9

Wie ſieht es mit den techniſchen und andaren Hilfsmitteln aus?
Das Material (Gezähe vorwiegend), welches früher eine ge-

wiſſe Qualität beſaß, unterliegt ſtark der Abnutzung. Während
des Krieges wurde eine Erneuerung kaum vorgenommen, und wo
ſolches eintrat, blieb es als Kriegsmgterial bedeutend unter der
Qualität der Vorkriegszeit zurück. Wie es mit dem Förder-
w ar ausſah, braucht wohl nicht beſonders erwähnt zu
werden.

Auch bei den Maſchinen trifft dasſelbe zu. Die Erſatzteile,
aus Kriegsmaterial hergeſtellt, waren ein notdürftiges Zu
ſammenflicken und ſchadeten ſchließlich der Maſchine mehr, als ſie
Nutzen brachten. Wie ſah es zum Beiſpiel mit dem Oel zum
Schmieren der Maſchinen aus? So wären noch manche Sachen
aufzuführen, welche zeigen, daß die Leiſtung nicht auf Koſten der
notwendigen Materialien, Maſchinen uſw., ſondern einzig und
allein auf Koſten der menſchlichen Arbeit hervorgeholt wurde.

Die Aus und Vorrächtung!
Vor dem Kriege wurde eine Kriſe im Bergbau nicht durch Ar-

beiterentlaſſungen, ſondern durch die verſtärkte Aus- und Vor
richtung behoben. a wir aber außer dem Jahre 1913 in den
letzten Jahren vor dem Kriege kaum eine ernſtliche Kriſe kannten,
ſo hatte die Aus und Vorrichtung dem Abbau gegenüber kaum
einen

Als nun bei Ausbruch des Krieges der größte Teil, aber vor-
wiegend die jungen und beſten Arbeit te zum Heerresdienſt
eingezogen wurden, hätte man beim normalen Verlauf der Dinge
einen empfindlichen Verluſt in der Tr zu verzeichnen ge
habt. Hier legte man nun die Aus und chtungsbetriebe ſtill
und legte die noch verbleibenden Arbeiter in die produktiven
Kohlenbetriebe.

An Vorrichtung wurde während der ganzen Kriegszeit nur das
direkt Notwendigſte (Strecken, Aufhauen, Bremsberge) ausgeführt.
Es fand alfo während der ganzen Kriegszeit eine ſtarke Ver-
nachläſſigung der Aus und Vorrichtung ſtatt. Das hatte S
Folge, daß bei Kriegsende auch der Bergbau zum größten Teil
erledigt war und in der Förderung nach kurzer Zeit ganz empfind-
liche Störungen aufweiſen mußte. Man war nun gezwungen,
die vernachläſſigten u r dem Abbau zu verdoppeln
und zu verdreifachen. Es fand eine ſtarke Vermehrung der Bekleg
ſchaften ſtatt, die aber nicht zugunſten der produktiven Kohlen

ſondern als unproduktiv die vernachläſſigte Arbeit
belegten.

Auch ſollte män in der Ausgabeſtatiſtik nicht vergeſſen, mjtzu
teilen, wieviel weniger Kohlenhauer progzentual zur übrigen Be
legſchaft heute nach gegenüber der Vorkriegszeit beſchäftigt ſind.
Da aber in keiner öffentlichen Statiſtik dieſe Momente berück-
ſichtigt werden und Förderung dividiert durch die Belegſchaftszahl
die Einzelleiſtung ergibt, iſt es ein Leichtes für den Unternehmer,
der Mitwelt ein Nichtwollen der Bergarbeiter vor Augen zu
führen.

teilt, iſt mit ihm nie über die Beſetzung dieſes Poſtens ver-
handelt worden.

Minderwertige Flöze, als auch ſolche, die ſtark unrein waren,
wurden im Kriege ſtillgelegt und nach dem Kriege wieder in An-

Die Ardeitsleiſtung des Bergmanns.
griff genommen. Eine Folge, daß die mächtigeren ſowie reineren
Flöze zum größten Teil abgebaut waren und bei Jnangriffnahme
der ſtillgelegten Flöze eine unbedingte Minderleiſtung eintreten
mußte, alſo ſich auch dieſes dem r als ein Nicht
arbeiten des Arbeiters hinſtellte. Statt nun dieſes alles zu be-
rückſichtigen, wird verſucht, die Arbeitsfreudigkeit des Arbeit-
nehmers nach Möglichkeit zu drücken.rch die möglichſte Be ſhragtum der Freizügigkeit wird der

ſtark &erid Durch die ſchlechte Bezahlung iſt der Arbeit
nehmer nicht in der Lage, ſich die Lebensweiſe angedeiken zu
laſſen, die ihm ſeiner körperlichen harten und ſchweren
t zuſteht, wodurch ſeine Arbeitskraft bedeutend beeinträchtigt
wird.

Durch alle dieſe aufgeführten Momente mußte unbedingt einc
Minderleiſtung bei den Belegſchaften in der Statiſtik her
vortreten, und der Arbeitgeber tat ſein Möglichſtes hinzu, um der
Mitwelt eine falſche Vorſtellung von den Arbeitnehmern im Berg-
bau zu machen und ihn ins ſchlechte Licht zu ſtellen.

Auch ſoll man die verſchwundenen Arbeitskräfte
nicht vergeſſen. Wie ſchon erwähnt, wurden die jüngſten und
beſten Arbeitskräfte zum Heeresdienſt einge-
o gen. Hier ſcheiden alſo die Gefallenen und Vermißten aus,
as bleibt nun von dem Reſt übrig?

a) Die jeder Arbeit unfähig Verſtümmelten;
b) diejenigen, die infolge ihrer Verſtümmelung ihre alte be

rufliche Tätigkeit aufgeben mußten;
e) ungezählt ſind die Fälle verminderter Leiſtungsfähigkeit

infolge erlittener Verwundung;
d4) die verſchiedenen infolge des Krieges erhaltenen Gebrechen;
e) die Krankheitshäufigkeit und Sterblichkeit.

Alle die aufgeführten Leiden und Gebrechen haben die über
große Mehrzahl der Zurückgekehrten gezwungen, ſelbſt innerhalb
des Vergbaues, ihre frühere Tätigkeit aufzugeben und dafür eine
Beſchäftigung leichterer Art zu wählen. elbſt in der neuen
Arbeit ſind ſie nicht in der Lage, dasjenige zu leiſten, was not
wendig iſt, ſo daß hier mit Unrecht behauptet wird, der Wille fehlt.

Wie ſieht es mit dem ſonſtigen Erſatz aus? Wer vor dem
Kriege das 40. Lebensjahr erreicht hatte, wurde, wenn er ſeine
Arbeitsſtätte zu wechſeln beabſichtigte, nirgends, zum mindeſten
aber nicht als Kohlenhauer eingeſtellt, weil er nicht mehr das-

wie eine junge Arbeitskraft leiſtete. Aber es mußte Erſatz
geſchaffen werden und da nahm man, wie man zu ſagen pflegt,
„ausgediente Leute“. Durch die immer größere Entwertung der
Mark wurden auch die Jnvaliden, ſelbſt Greiſe gezwungen, um
leben zu können, zur Grubenarbeit zurückzukehren,
Dieſe bilden nun einen Teil Erſatz für das Verlorene.

Wenn nun dieſe Leute ihre ganze Kraft n x und das
müſſen ſie, um mitzukommen ſo muß es doch einem Laien
klar ſein, daß die Leiſtung gegenüber der jüngeren Kraft nicht fo
ausdauernd ſein kann.

Durch die auftretende Kohlennot mußten immer mehr Krä
dem Bergbau zugeführt werden. Landbewohner, Arbeiter alle
Berufe wurden dem Bergbau eingegliedert. Daß dieſe umgelernte
Maſſe nicht in der Lage iſt, bergmänniſche Arbeiten gut aus
zuführen, iſt klar. Der Bergbau iſt eben ein Handwerk, wie jedes
andere ja, eine Kunſt, und will gelernt ſein.

Aber die Mitwelt berückſichtigt, weil ſie die Verhältniſſe im
Bergbau nicht kennt, das alles nicht und verurteilt den
Bergmann, trotzdem er ſeine ganze Kraft auſopfert, um an
der Geſundung der geſamten Wirtſchaft mitzuarbeiten.

Das Schickſal des Memellandes.
Zur Volksabſtimmung am 11. November.

Auf Veranlaſſung der Gewerkſchaften in Memel hat der Vorſtanh
des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes zu der am
11. November bevorſtehenden Entſcheidung über das fernere Schick-
ſal des Memellandes Stellung genommen. Er handelt ſich bekannt
lich darum, ob das Land dem litiſchen Staat zuge un
werden oder einen ſelbſtändigen Freiſtagt bilden ſoll. Die Be
völkerung ſelbſt würde die Rückkehr zu Deutſchland als die will-
kommenſte Löſung anſehen. Sie beſchwert ſich darüber, daß fie
durch die rigoroſen g der franzöſiſchen Beſatzunzs

1behörde gehindert wird, ihrem Fühlen und Denken unverhüllten
Ausdruck zu geben. Der Vorſtand des Allgemeinen Deutſchen
Gewerkſchaftsbundes unterſtützt mit Entſchiedenheit das Ver
langen der Bewohner des Memellandes, über ihre fernere Staats
zugehörigkeit in freier, unbeeinflußter Volksabſtimmung ſelber zu
entſcheiden. Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker muß auch
gelten, wenn die Beteiligten ſich für ein erbleiben bei Deutſchland
erklären.
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Abkehr von Wyneken.
Von Artur Zickler.

Der „Fall Wyneken“ iſt juriſtiſch beendet. Nach erneuter Ver-
handlung vor der Rudolſtätter Strafkammer iſt das Urteil der
erſten Jnſtanz beſtätigt worden. Wyneken will es dabei bewenden
laſſen, der ehemalige Leiter der Freien Schulgemeinde Wickersdorf
wird alſo für ein Jahr Gefängnisinſaſſe werden. Das iſt peinlich,
aber für einen ausgewachſenen Mann, der eine heroiſche Lebensauf-
faſſung vertritt, nicht beſonders tragiſch. Schlimmer iſt ſchon, daß
jetzt eine neue Proteſtwelle einſetzt, als gäbe es nichts Troſtloſeres
in der Welt, als die Verurteilung Wynekens; dabei iſt ſein „Fall“
bedeutend kleiner als ſein Fall nämlich der aus der Höhe ſeines
Wollens in die Niederungen ſeiner Allzumenſchlichkeit. Es iſt
nicht meine icht, das zur Unſitte gewordene Proteſtgeſchrei
(„Heraus .1“) um ſein Recht des Totlaufens zu bringen, aber
aus anderen Gründen muß und darf jetzt geſagt werden, daß
Whyneken vor einem gewichtigeren Richtmaß als dem von Rudol-
ſtadt nicht beſtanden hat: dem eigenen! Das iſt ein
ſchwerer Vorwurf; doch keiner, der Wyneken gekannt hat, wird ihn
ſich und Wyneken erſparen können, um der Wahrhaftigkeit willen,
um die es doch noch immer geht, nicht wahr, Guſtav Wyneken?
Wäre es nur der in Deutſchland ſtark diskreditierte Juſtizbetrieb,
wäre es nur der Spießer, die über ihn den Stab gebrochen hätten

Wyneken hätte ein gutes Recht, mit einem Lächeln zu antworten.
Doch es ſteht ſchlimmer. bin in den letzten Tagen mit Leuten
zuſammengeweſen, deren Namen etwas gelten und die Wynekeng nahegeſtanden haben. Jhr Urteil war eindeutig: er iſt ge

richtet durch ſich ſelbſt!
Was hat er getan? Wyneken hatte aus freier Wahl ein hohes

Führeramt übernommen, ſein Name war zum Schild einer Jugend
eworden, die ſich nicht ausleben, ſondern verpflichten wollte.Fielſeung und Lebensform kamen vom tiefen männlichen Seins-

grunde her, ſollten heroiſch, nicht dionyſiſch, dem Asketiſchen näher
als dem Fauniſchen ſein. Wyneken ſprach von Selbſtzucht und
Ritterlichkeit, von der Verantwortung und dem ſchweren Beruf
des Führers. Dann ſchuf er Wickersdorf, mehr als ſein Werk,
weithin ſichtbares Symbol neuen Schöpferwillens am edelſten
Objekt, dem jungen Menſchen. Darüber ſein Name, für den er
mehr bürgen mußte als für ein Perſönliches, wie ein Fahnen-
träger für ſein heiliges Tuch. ſolche Seh

Wenn man eine ſolche Verantwortung und eine ſolche Lehrevertritt, tut man nicht das, was Whyneken getan hatl! Dabei iſt

es ganz gleichgültig, ob die begangenen Handlungen an ſich unde ſind oder nicht. Wenn Wyneken ein rechter Mann war, dem

nichts, aber auch nichts über ſein Werk ging, ſo mußte es ihm
mehr gelten als ſeine Neigungen, mußte er ſtreng gegen ſich ſein,
ſei es auch nur darum, das Werk der Jugend vor Mißverſtänd
niſſen zu ſchützen. Wyneken hat das Geheimnis, daß der lieben
muß, der erziehen will, zum öffentlichen im gemeinſten Sinne ge
macht, hat keuſche Wahrheiten in die Sphäre des Delikts geraten
laſſen, hat im vollen Doppelſinne ſeinen Eros verraten!

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir Wyneken nicht die ſogenannte
„Perverſität“ zum Vorwurf machen. Obwohl ſelbſt ohne jede Jn
verſionsneigung, hat der Verfaſſer dieſer Zeilen viel dafür getan,
um Verſtändnis für die „Andersartigen“ und die Aufhebung der
törichten Paragraphen zu erreichen, im Gegenſatz zu Wyneken,
der ſich ſehr intolerant über die Homoſexuellen geäußert hat. Wir
ſetzen alſo die gleichgeſchlechtliche Neigung nicht dem Weſen nach,
aber in ſeiner „Unſchuld an ſich“, der vom Manne zum Weibe
gleich, laſſen demnach die Frage, ob in dieſem Falle die vox populi
eine vox dei oder eine vox Rindvieh iſt, dahingeſtellt, um dem Kern
des Vorwurfs nahezukommen, daß Wynekens Verhalten auch auf
der nichtjuriſtiſchen, ſogar auf der wynekenſchen Ebene ein
Delikt bedeutet. Jeder Eros hat ſeine Würde: lieben kann man
alles, aber nicht ohne Scham. Die Forderung wird lebendig, wenn
der pſychiſche Eros zur körperlichen Vereinigung und zur phyſiſchen
Erlöſung drängte, und ſie heißt ReifedesPartners Wenn
einer Knaben liebt, ſo iſt es ſeine Sache ſolange es ſeine Sache
bleibt. Man bricht keine Knoſpen auf, ſelbſt wenn ſie ſich zuneigen.
Als Pädagoge kann man, ja muß man um dieſe Zuneigungen
wiſſen, man weiht ſie dem Werk, doch man beutet ſie nicht für ſich
aus! Die jugendlichen Zeugen berichteten von der ſchweratmenden
Erregtheit Wynekens man leuchtet, Wyneken, aber man erregt
ſich nicht! Wenn man Führer der Jugend iſt nun wird
der Vorwurf noch ſchwerer. Wyneken war Autorität, freilich
nicht im bürgerlichen Sinne, viel freier, höher deſto verpflichten
e x ihn die Jungens wirklich heftig lieben, ſo war es die
Liebe zum Helden, und die hat eine Tragik und ein Geſetz: ſie
zerbricht mit der Diſtanz. Das mußte Wyneken wiſſen; zum
mindeſten dann, als ihn die Lieblinge preisgaben. So unrecht
das war, metaphyſiſch geſehen hat Wyneken nichts anderes verdient.

Und noch mehr. Er war nicht nur vorher nicht, wie man ver-
langen durfte, hart gegen ſich ſelbſt, auch hernach nicht. Das Vor
er konnte man ein Jrren nennen, das Hinterher nur mehr ein

Sichdrücken. Sein Buch „Eros“ iſt mit R von einem be
deutenden Verleger, der einmal zu Wyneken ſtand, mit der Be
gründung abgelehnt worden, daß es „verlogen“ ſei. Mit tauſendſönen Worten und hundert Behauptungen, die alle an ſich richtig

ſind, zumeiſt weit offene Türen einrennen, geht er um den Kern
der Sache wie um einen heißen Brei herum. Mit dieſem Kern
könnte er auf einer halben Druckſeite fertig werden, wenn er einen

Mut hätte, doch er hat ihn nicht. Er verteidigt ſeine Stimmungen,
als ob die nicht auch Hans bei ſeiner Trine ſpürte, beſtellt Sokrates
zum Entlaſtungszeugen, als ob das nötig wäre, verleugnet ſeine
Sekrete, um das der zu einer Verurteilung notwendigen
„Tatſachen“ zu verkleinern, ſpricht viel zu lange, viel zu eifrig für
ein reines und klares Herz, darum glaubt man ihm zum Schlußnicht recht, daß ihm das Urteil gleichgultt ſei. Er iſt zu ſelbſt
verliebt. Seine Männlichkeit iſt mehr Wunſch als Wirklichkeit,
es hat nicht gereicht. Jm großen und gangen ſcheint Wyneken,
wenigſtens vorläufig, ein hoffnungsloſer Fall ſein. Für dieJugendbewegung aber beſtimmt ein ſehr peinlicher. Sie ſoll ver
ſuchen, ihn zu vergeſſen, dieweil ſich doch Wyneken im Grunde
nur in r auf ſich ſelbſt geirrt hat. Mann überBord die ghet geht weiter!

Bücher und Schriften.
„Gib mir meine Jugend zurück!“ Roman eines Großſtadtjungen

von Theodor Thomas. (Verlag Buchhandlung „Vorwäris“,
Paul Singer G. m. b. H., Berlin SW 68; Preis 120 Mk.)
Dieſer „Roman eines Großſtadtjungen“ iſt eine herbe Anklage
Eine Anklage gegen die menſchliche Geſellſchaft, die unmenſchlich
handelt, indem ſie breite Schichten ihres Nachwuchſes leiblich und
moraliſch verkommen läßt. Thomas ſchminkt die Dinge n
Kraß, mit einem derben Galgenhumor, zeichnet er das phyſi
und geiſtige Elend der Proletarier, rollt er das fürchterliche Milieu
auf, in dem eine licht und freudloſe Jugend unter Püffen und
Beſchimpfungen heranwächſt, zeigt er, wie die beſten Anlagen und
edelſten a ng erbarmungslos zertrampelt werden wenn
ſich nicht ſchließlich doch noch eine rettende Hand nach dem Ver
ſinkenden ausſtreckt. Hier iſt's die fchwielige Fauſt eines Arbeiters,
die den kleinen Romanhelden aus dem Sumpf zieht. Güte, Liebe
und Verſtändnis einer ſozialiſtiſchen Familie retten ihn, halten
ihn auf gerader Bahn und erfüllen auch ihn mit jenem Geiſt, der
eine durchgreifende Hilfe nur von einer Umgeſtaltung der gangen
ſozialen Ordnung erhofft und darum für ſie kämpft.

Halliſches Theater und Kunſtleben.
r Heute 728 Uhr wird Gounods Oper Margarethe

wiederholt. Mittwoch 728 Uhr: „Der fliegende Holländer. Don
nerstag: „Die verſunkene Glocke“. Freitag: „Der Evangelimann“,
Over von Kienzl. Sonnabend 7 Ühr: „Peer Gynt“. Sonntag
8 Uhr: „Margarethe“.

Jm Thalia-Theater geht am Mittwoch, den 8. November, abends
724 Uhr, „Bunbury“ (Ernſt ſein iſt alles), Komöde von Osk
Wilde in Szene. Karten im Vorverkauf an der Kaſſe des Stad
theaters und an der Abendkaſſe im ThaliaTheater,
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Der Herrenhäusler als Betrüger.
Jm November 1918 machte die Revolution dem Preußiſchen
errenhaus ein Ende. Die neue preußiſche Verfaſſung kennt
rrenhaus mehr. Einer der alten äusler aber glaubte,

e r Kammer der Hohengzollernkönige unſterblich
machen en. Ss iſt dies der einſt vom preußiſchen Kö
in das a berufene Univerſitätsprofeſſor Bu 9 der no

erbſt 1921, alſo drei Jahre nach der Auflöſung des Herren
hauſes, mit ſeiner Herrenhauskarte gre auf den Reichsbahnen
herumkutſchierte. Erſt dann fand ſich ein Schaffner, der die
Karte konfiſzierte und den Fall ſeiner Behörde meldete. Ein
ſogialdemokratiſcher Reichstagsabgeordneter hat ſich nun an den
Reichsverkehrsminiſter gewendet mit der Frage, was mit dieſem
letzten Herrenhäusler geſchehen ſei. Hier iſt die Antwort:

„Auf das gefl. Schreiben vom 18. Oktober 1922 teile ich er
gebenſt mit, daß der ordentliche Profeſſor der Minſgfglogie und

W pie, Geheimer Bergrat Dr. Karl Buſz in Münſter, ge
mäß 8 16 (2) der Deutſchen Eiſenbahnverkehrsordnung als
Reiſender ohne gültige Fahrkarte behandelt und daß von ihm
das Doppelte des Fahrpreiſes 1. Klaſſe KölnMünſter ein

gegen worden iſt. Außerdem iſt die Angelegenheit dem Herrn
iniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zur weiteren
ehandlung unterbreitet worden. gez. Groener.“
Der Herr Miniſter ſcheint uns dieſen Fall ſehr milde be

handelt zu haben. Es iſt nicht ganz richtig, daß Herr Profeſſor
Buſs nur „ohne gültige Fahrkarte“ betroffen worden iſt; er hat
ſich vielmehr eines ſchweren Mißbrauchs ſeiner früheren parla-
mentariſchen Freifahrtskarte ſchuldig gemacht. Auch iſt nicht an

nehmen, daß er in den drei Jahren nur in dieſem einen Falle
ie Herrenhauskarte benutzte. Nach unſerer Meinung bedarf die

Angelegenheit einer ſtrafrechtlichen Unterſuchung.

Kongreß der Bedrängten.
Am zweiten Tage des Kongreſſes wurden aus den aus allen

Teilen des Reiches zu der Tagung nach Berlin gekommenen
Vertretern der einzelnen Jntereſſenverbände Arbeitsausſchüſſe

bildet. Elf Herren vereinigten ſich in dem Ausſchuß für das

es zur Steigerung der Produktixität keines Abweichens vomen des nnd nan bedürfe. Auf dieſem Boden ſeien
die Gewerkſchaften durchaus bereit, bei gleichzeitiger Anwendung

r anderen produktionsſteigernden Maßnahmen ihre Mitwir-
kung zu einer möglichſt ergiebigen Ansnußung der Arbeitszeit zu

en und zu ihrer Annaſſung an die durch Zeit und Umſtände be-en heſonderen dürfniſſe der Geſamtwirtſchaft. Die Ge
werkſchaften wünſchen, daß die ſchwebende Arbeitszeitgeſetzgebung
dem Rechnung e dadurch, daß ſie ſich grundſätzlich auf dem
Boden des Achtſtundentages ſtelle, gewiſſe Ausnahmen für Notfälle
herſche aber im übrigen es den Tarif verträgen überlaſſe,
den Beſonderheiten der wi tlichen Lage im Jntereſſe des Ge
meinwohls Genüge zu tun. In dieſem Zuſammenhang erſchien
den r eine möglichſt gleichzeitige Vorlegung und Be
ratung der Arbeitszeitgeſetze mit dem Tarifgeſetz, dem Arbeits
ger e und der Schlichtungsordnung ren dig

Der Reichsarbeitsminiſter begrüßte dieſe Ausſpracheund betonte, daß die Reichsregierung durchaus entſchloſſen ſei, die
ſozialpolitiſchen Belange der Arbeitnehmer auf dem Gebiete der
Arbeitszeit zu wahren. Ebenſo ernſt ſei aber die Verpflichtung der
Regierung, alles zu tun, um die deutſche Wirtſchaft, das deutſche
Volk und das Reich vor dem Zuſammenbruch zu bewahren.

Anſchluß des Glaſerverbandes an den
Baugewerksbund.

Der 15. und letzte Verbandstag der Glaſer wurde am 30. und
81. Oktober im „Volkshaus“ zu Leipzig abgehalten. Die
4110 Mitglieder waren durch 30 Delegierte vertreten, der Bau
gewerksbund durch die Genoſſen r und Odenthal (Ham-
e und der ADGB. durch den Genoſſen Graßmann. Der Ver-
band weiſt einen Vermögensbeſtand von 546 000 Mk. auf. Graß-
mann vom ADGHVB. legte in eindringlicher Rede die politiſche und

Lage Deutſchlands dar. Bis zum nächſten Ge-
werkſchaftskongreß würde wahrſcheinlich eine ganze Reihe kleiner
Organiſationen ihren Anſchluß an große Verbände vollzogen
haben. Die Methode, bei der Verſchmelzung zu derjenigen Or-
ganiſation zu gehen, die mit den höchſten Löhnen operiere, dürfe
aber nicht Platz greifen.

Es wurde ſodann einſtimmig eine Reſolution angenommen, in der

für die Zeit dom 15. bis 30. November um 78 Mk. Die Be
rechnung der Löhne in den einzelnen Ortsklaſſen und für die
einzelnen Arbeitergruppen findet nach dem Tarifvertrage ſtatt.
Eine erneute Verhandlung über eine anderweitige Feſtſetzung kann
nur bei einer weſentlichen Veränderung in der Lebensbedingung
ſtattfinden. Außerdem wurde noch eine Empfehlung mit ein
geflochten, daß vom Billigkeitsſinn der Unternehmer erwartet
wird, im Falle einer Ablehnung mit Rückſicht auf die Erhöhung
der Lebensbedingung ſofort 55 Prozent auf den Oktoberlohn aus
zuzahlen. Der Schiedsſpruch wurde mit Zweidrittelmehrheit aun-
genommen, trotzdem man wieder faſt 30 Prozent der nachweislich
beigebrachten Teuerungsziffern hinter dem Schiedsſpruch zurück
geblieben iſt. Der n beträgt nunmehr ab 1. November in
Klaſſe J 170 Mk., in Klaſſe II 160 Mk., in Klaſſe III 167 Mk.
in Klaſſe IV 165 Mk. ab 15. November in Klaſſe J 185 Mk., in
Klaſſe II 184 Mk., in Klaſſe III 182 Mk., in Klaſſe IV 180 Mk.

Sodann wurde die Lehrlingsfrage eingehend erörtert und
Kamerad Michaelis bis zur Generalverſammlung als Abteilungs-
leiter beſtimmt. Das neu zuſammengeſetzte Tarifamt unter Vor-
ſitz von Stadtrat Velthuyſen wird am 10. November zuſammentreten,
um in der immer noch ſchwebenden Lehrlingsfrage (welche be-
kanntlich von den Unternehmern noch ſabotiert wird) Entſcheidung
zu fällen. Unter Verbandsangelegenheiten wurde die Beitrags
höhe bekanntgegeben. Der Beitrag beträgt mit Bezinn der
45. Woche 110 Mk. (5. bis 11. November). Zum Schluß wurde
die augenblickliche Lage der Poliere und die evtl. Maßnahmen,
ſowie eine Reihe anderer Fragen erörtert.

Aus aller Welt.
Folgen grenzenloſer Anternehmerleichtfertigkeit.

Breslau, 6. November. Wie die Abendblätter melden, brach
am Sonnabend früh im Keilſchen Sägewerk in Glatz ein Brand
aus. Während der Löſcharbeiten erfolgte eine Exploſion,
durch die außerordentlicher Schaden angerichtet wurde, der auf
20 Millionen Märk geſchätzt wird. Zwei Feuerwehrleute wurden
ſchwer, zehn bis fünfzehn Perſonen mehr oder minder leicht ver
letzt. Der Beſitzer Keil wurde wegen unſachgemäßer Aufbewahrung
von Roburit- und Pikrinſprengſtoff verhaftet.

S

iquidationsſchädengeſetß. Jn dem Au z ausgeſprochen iſt, daß der Verbandstag nach wie vor eine Regegeſer r vatg Der r i n r lung des Lehrlingsweſens auch innerhalb des Glaſergewerbes fürwaltſcadengeſeß gliederte ſich in drei eeh a) für dringend notwendig hält. Am zweiten Verhandlungstage hielt Eiſenbahnunfall im Hamburger Hauptbahnhof.
e für Zahlungsmodus und Angleichung an Geld der Vorſitzende des Deutſchen Vauarbeiterverbandes, Venge Hamburg, 8. November. Bei der Einfahrt eines von Berlin
ntwertung und e) für Wiederaufbau im Auslande nach S S des ein Referat über die r kommenden Eilgüterzuges entgleiſte Sonntag mittag auf dem

Gewaltſchädengeſetzes. Die einzelnen Ausſchüſſe legten das Grgeb pfer hätten bereits ihren Anſchluß an den er un r Hauptbahnhof die Lokomotive nebſt den erſten vier
nis ihrer Arbeiten in je einer Feſalution nieder und vbeſchloſſen, je erklärt. Man hoffe auch bald die W r in Wagen. Perſonen wurden nicht verletzt. Dadurch, daß die Loko
eine ausführliche Denkſchrift an die einzelnen zuſtändigen Stellen der n r zu ſehen. Er r n die Sie motive ſich zur Seite neigte und ſich bis zu den Achſen in den Kies

m e Reſolutionen der Arbeitsausſchüſſe ſollen zu einer ne e T e runde rhatee Sie Foc bohrte, wurden die folgenden Wagen ineinandergeſchoben und auf
eſamtreſolution vereinigt werden, die dann dem Reichspräſi- ruppen blieben zur Vertretung ihrer beſonderen Verhältniſſe getürmt.

elbſtändig. Nach Durchberatung des Statuts wurde der Anſchluß Gaſtwirteſtreik in Niederſchleſien wegen Erlaß
an den Baugewerksbund einſtimmig beſchloſſen. Die eines Branntweinverbots
Verſchmelzung erfolgt am 1. Januar 19238. Zum Obmann der nWahlen in Polen. Fachgruppe wurde einſtimmig der Verbandsvorſitzende des Glaſer den r J i e eWarſchan, 6. November. Die am Sonntag vorgenommenen Lerbandes, Genoſſe Eichhorn, gewählt. n ac gens unterſagt. Da trotz wiederholter Proteſte der GaſtwirteWahlen zum polniſchen Reichsparlament (Sejm) gingen unter morgenAus dem Halliſchen Gewerkſchaftsleben.5 u dieſe Verordnung nicht zurückgenommen wurde, haben ſämtliche7 ſie ins den g. Mandaten der Wirtevereinigungen in Vreslan und in der Proving beſchloſſen,

nationale Einheit zufallen, 3 der polniſchen ſo gegen rift Mitgliederverſammlung des Zentralverbandes der Zienmerer. vom 15. November. an in den Streik zu treten, ſämtliches Rerſonal
2 bis 3 dem Block der nationalen Minderheit während über das Am Freitag tagte im Volkspark“ eine gutbeſuchte Mitglieder e ihn e w. w.
14. Mandat noch nichts beſtimmtes geſagt werden kann. Die deut Lerſammlung., welche zu dem gefällten des Segzirts glt e Die in aſtgangeſtelt e v v
ſchen Parteien hatten in Oberf Meſieg bei den Sejmwahlen lohnamtes Stellung wahm. Der Bericht welcher von der Ver u en eine W tag pegen v a von erbol
gute Erfolge. So entfielen in Königshütte von 88 880 ab Handlungstommiſſion gegeben wurde zeitigte eine lebkafte, aber e kwerfowwtung Goen do ogolverr
gegebenen Stimmen 22 225 auf die deutſche Liſte. Auch in Ka tto e er Tekien Wante rer Dreher 14 Milli k Geldſtraf bot Ausfuhr
witz, Myslowitz und Tarnowitz ſteht die den nders, 2 ivnen afe wegen verbotener Ausfuhr.rer Linie. g v ſteh tiſche Mſte in handlung ſtattgefunden habe, da doch am 14. Oktober, als durch den Wegen verbotener Ausfuhr wurden vom Schöffengericht Zittau

ablehnenden Standpunkt der Unternehmer nochmals eine Aus ger tſchechoflowakiſche Zollbeamte Pfeiffer zu zehn Tagen Gefäng

Gewerkſchaftliches. ſprache vor dem Demobilmachungskommiſſar ſtattfand, der Weg nis und 420 000 Mark Geldſtrafe und der Jngenieur Veprok zu
offengeblieben war, daß, wenn weſentliche Veränderungen in den 1006 000 Mark Geldſtrafe verurteilt. Pfeiffer hatte die Valuta

Kein Abwehhen vom Achtftündentag.
Die Spitzenverbände über die Produktionsſteigerung.

denten bei dem Empfang der Abordnung des Kongreſſes der Ver
drängten am Mittwoch, dem 8. November, überreicht werden wird.

Lebensbedingungen ſtattfinden, verhandelt werden ſollte. Der ausgenutzt, in Zittau tüchtig eingekauft und will als iſchechoſloVorſitzende des Begzirkslohnamtes hatte den Bezirksleitungen, waliſcher Zollbeamter die Anſchlägigen deutſchen Geſetzesbeſtim-

welche am 18. Oktober den Antrag geſtellt hatten, durch die weſent mungen nicht gekannt haben. Der zweite Angeklagte hatte ſich
liche Teuerung eine Verhandlung anzuſetzen, geantwortet, daß erſ ein Jagdgewehr und andere Waren zugelegt.

Die vier Spitzenverbände der Gewerkſchaften ſandten vor einigen
Tagen eine Vertretung zum Reichsarbeitsminiſter, um
ihm ihre Stellungnahme zur gegenwärtig viel erörterten Frage
der Arbeitszeit und ihrer geſetzlichen Regelung darzulegen. Die Ge
werkſchaftsvertreter betonten, daß ſie durch eine einſeitige Behand
lung der ganzen Frage auf ſeiten der Unternehmer zur Klarſtellung
ihres Standpunktes ſeien. Sie verwahrten ſich mit allem
Nachdruck gegen die Annahme, als ſei die Steigerung der Produk
tion lediglich eine Folge der Arbeitszeit. Sie werde vielmehr be
dingt durch die verſchiedenſten Faktoren. Insbeſondere müßten die
Unternehmer ſelbſt durch die Art ihrer Wirtſchaftspolitit
mehr als bisher produktionsfördernd wirken. Die heutige Politik
der Kartelle und Truſts verhindere tatſächlich die volle Ausnutzung
der Prodnuktivkraft und ſchädige die Lebenshaltung des deutſchen
Volkes. Sehr zu beklagen ſei, daß auch die techniſchen und organi-
ſatoriſchen Möglichkeiten der Produktionsſteigerung nicht genügend
ausgenützt würden. Die Gewerkſchaften ſeien der Ueberzeugung,

nicht in der Lage wäre, vor dem 1. November das Bezirkslohnamt
tagen laſſen zu können, da er ſich an die Kohle gebunden fühle.
Man verſucht alſo, auch das Baugewerbe von der Kohle abhängig
zu machen. Dieſe Beſtrebungen traten ſchon am 8. Oktober in
Erſcheinung, wurden aber energiſch abgewehrt. Die Verſamm-
lung ſtreifte dann weiter die augenblickliche Lage in bezug auf den
gefällten Spruch. Die Teuerungsziffer im vergangenen Monat
bewegte ſich nach den vorliegenden Meldungen des Bezirks
zwiſchen 85 bis 87 Prozent. Jm Hinblick auf den vorenthaltenen
Lohn in der letzten Hälfte des Oktober wurde eine hundert-
prozentige Lohrerhöhung vertreten und auch begründet. Sine
Einigung war nicht zu erzielen, ſo daß das Bezirkslohnamt
folgenden Spruch fällen mußte:

Die durch Verhandlung vor dem Demobilmachungskommiſſar am
14. Oktober 922 feſtgeſetzten Oktoberlöhne (Spitzenlohn 107 Mk.)
werden erhöht. Für die Zeit vom 1. bis 14. November um 63 Mk.,
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Sie huſten nun ſchon wochenlang
und haben immer noch nicht das richtige Mittel dagegen gefunden,
Wir raten Jhnen, aus 50 Gramm echtem Fagoſot-Extrakt durch
Aufkochen mit Pfd. Zucker und U Liter Waſſer eine preiswerte,
prompt wirkende Huſtenmedigzin ſelbſt herzuſtellen. Echter Fagoſot
Extrakt iſt ſicher erhältlich: Engel-Apotheke, Kleinſchmieden G
Ecke Große Steinſtraße.

Hildas Geheimnis.
82 Roman von Maria Linden.

„Was wurde aus dem Mädchen?“ fragte Hilda, die nur mit An
ſtrengung ihre Erregung verbarg.

„Die ſtrafende Nemeſis erreichte ſie bald,“ berichtete die Pariſerin
triumphierend. „Sie wurde von dem Lupus befallen, und obgleich
ſie die berühmteſten Aerzte konſultierte, machte die ſchreckliche
Krankheit doch mit grauenvoller Geſchwindigkeit aus dem blühen
dem Mädchen ein abſcheuerregendes, verunſtaltetes Scheuſal, dem
die Naſe fehlte, deſſen Wangen anfingen, zerfreſſen zu werden und
deſſen Augenlider langſam vereiterten.

„Entſetzlich,“ rief Hilda aus. Sie verglich in Gedanken die mit
Roſenknoſpen geſchmückte Aimee, deren Haut an Weichheit und
Glätte mit dem weißen Atlas wetteiferte, der ſie ſchmückte, mit der
Unſeligen, die durch die tückiſche Krankheit ſo grauenvoll verſtüm-
melt war, und ſie ſchauderte.

„Empfinden Sie Mitleid mit dieſer menſchlichen Hyäne?“ fragte
die Pariſerin. „Jch bedaure ſie nicht. „Wenn fich Aimee im Glück
ſonnen möchte, dann würde es keine Gerechtigkeit in der Welt

ben.“e Ktadame hat recht,“ ſtimmte Hilda zu.
„Die halbrohen Bohnen, die es fünfmal in der Woche im Bagno

gibt“, fuhr die Dame fort, „werden den beiden Leckermäulern nicht
munden, ebenſo wenig das Brot, in dem faſt ſoviel Sand, wie
Mehl enthalten iſt, von der Pritſche, die als Nachtlager dient,
und von dem vielen Vngegziefer ganz zu ſchweigen. Es wird ihren
auch nicht gefallen, daß ſie von früh um ſechs Uhr bis abends um
ſechs Uhr, mit zwei kurzen Eßpauſen unterbrochen, die ſchmutzige,
durchſchwitzte, oft von ſchwärenden Wunden mit Blut und Eiter
befleckte Wäſche der Sträflinge waſchen müſſen. Es machte mehr
Vergnügen, in Samt und Seide Champagner zu trinken. Hoffenk
lich erhalten ſie/ lebenslängliche Haft.

„Solche Verbrecherinnen müßte dieſelbe Strafe treffen wie
Raubmörder“, ſagte Hilda erregt.

Das Mittageſſen, welches jetzt ſerviert wurde, unterbrach die
Unterhaltung. Hildas Herz war von einer Laſt befreit, ſeit ſie
wußte, daß die Mervilliers und die Jardinier unſchädlich gemacht
waren, denn ſelbſt, wenn jene beiden Weiber das Bagno lebend
verließen, waren ſie doch ruiniert, ſie waren vollſtändig verarmt,
ihre Energie war gebrochen und ſie mußten ihr Leben dadurch
riſten, daß ſie bettelten. Das Zeugnis einer BVettlerin, die ausa Bagno kommt, kann aber niemand gefährlich werden.

Der Reſt der Reiſe geſtaltete ſich nun überaus angenehm. Jn
Breslau empfing die Familie Waldert, Erna und ihr Gatte die
Heimkehrende auf dem Bahnhof. Zu Hildas Betrübnis fehlte
Reinhold. An ſeiner Stelle traf nur eine Depeſche ein, in der
er Hilda willkommen hieß und ihr mitteilte, daß er durch ſeinen
Beruf verhindert ſei, das perſönlich zu tun.

„Nu, nu“, tröſtete Waldert übermütig, „ſo ein Doktor, der kann
halt nicht immer, wie er will. Da kommt er halt morgen oder
übermorgen. Trudel hat ſchon deinen Taufſchein beſorgen müſſen.
Er will doch ſofort mir dir aufs Standesamt.“

„Er hat es ſo eilig, weil er Furcht hat, daß dich ihm ſonſt jemandabſpenſtig macht“, Page Erna lachend.

„Dazu hat er auch Grund“, verſetzte Frau Waldert ſtolz, „denn
meine Mädel gehen fort, wie die warmen Semmeln.“

Hilda lächelte traurig. Wenn ihre Vergangenheit bekannt würde,
dann würde der Stolz ihrer Mutter eine empfindliche Einbuße er-
leiden. Sie wunderte ſich darüber, daß ſich niemand von ihren
Verwandten eingehend nach ihren Erlebniſſen bei der Mervilliers
erkundigt hatte. Das war weder ſchriftlich, noch mündlich ge-
ſchehen. Hilda hatte ihnen ſeinerzeit geſchrieben, ſie wäre ſofort
nach ihrer Ankunft in Paris erkrankt, wäre ſpäter zu ihrer Er-
holung auf das Land gegangen und habe dann die Stelle bei der
Gräfin erhalten. Damit hatten ſich alle vollſtändig zufrieden-
gegeben.

„Nun vin ich wieder daheim!“ ſagte Hilda glückſtrahlend, als
ſie in der elterlichen Wohnung angelangt war. „Ach, zu Hauſe
iſt es doch am ſchönſten.“

„Daß du hier ſo zufrieden biſt, wo du dort doch die Hülle und
die Fülle hatteſt!“ verwunderte ſich Trude.

„Dort hatte ich euch aber nicht“, entgegnete Hilda einfach, „und
die Angehörigen ſind doch der größte Schatz, den man hat.“

„Jch bin noch nicht fünf Minuten in Heidersdorf, dann ſchimpft
meine Mutter ſchon“, klagte Trude, „dann is ihr mein Rock zu
lang und der Ausſchnitt an meiner Taille zu tief. Hier habe ich
es beſſer, wie zu Hauſe.“

„Du machſt ja deine Sache“, ſagte Frau Waldert, „weshalb
ſollte man da wohl auf dich ſchimpfen

Hilda warf einen langen, prüfenden Blick durch das Zimmer,
in dem jedes Stück höchſt einfach, aber gut erhalten war. An
dem großen Tiſch hatten weder Herbert, noch Willi die Schärfe
ihrer Taſchenmeſſer probieren dürfen, die Gardinen waren alt,

Wenn Reinhold heute nicht gefehlt hätte, dann wäre Hildas Glüd
vollkommen geweſen.

Am nächſten Tage erſchien Fräulein Lucie Höfig, als Hildag
allein in der Wohnung zurückgeblieben war, um an Reinhold und
die Gräfin zu ſchreiben. Das alte Fräulein war noch magerer
geworden. Es war ſo zuſammengeſchrumpft, wie eine graue
Reinette im Juni. Hilda nötigte ſie, abzulegen und Platz zu
nehmen.

„Ach, ich will nicht lange ſtören“, ſagte das alte Fräulein
S rrd. „Es iſt hier zwar ſehr heiß, und ich erkälte mich ſo
eicht.
„Geſtatten Sie“, bat Hilda, knöpfte der alten Dame den

Mantel auf und zog ihn von den mageren Schultern. Dann
hing ſie ihn ſorgfältig an den Garderobehalter. Fräulein Höiig
nickt beifällig. Das war ein liebes Mädel, das Verſtand un
Geſchick hatte. Als ſie umſtändlich Platz genommen hatte,
ſagte ſie:

„Fräulein Waldert, Sie waren mir immer ſympathiſch, und ich
will vor Jhnen nicht in einem falſchen Licht daſtehen. Jhr
Herr Vater hat ſeine Geſundheit für mich geopfert. Sie werdenmich für höchſt undankbar halten, weil i ihm das in keiner
Beziehung vergolten habe, aber es ſtand nicht in meiner Macht
mich erkenntlich zu zeigen. Jch ſchenke Jhnen volles Vertrauen
und gebe mich dadurch in Jhre Hand. Weil ich nicht ſo viel
Steuern bezahlen wollte, gab ich zur Einkommenſteuer nur diezweinnddreißigtauſend Mark an, die ich in Pfandbriefen beſaß,

den Reſt, etwas über achtzigtauſend Mark, vertraute ich meinem
Vetter gegen einen einfachen Schuldſchein an. Der Mann war
Getreidehändler; wenige Tage vorher, ehe ich von dem Straßen
räuber überfallen wurde, rührte ihn der Schlag. Er lebt, ſcheint
bei vollem Verſtande zu ſein, kann aber weder ſprechen, a
ſchreiben. Als ich ſeinem Schwiegerſohn gegenüber nein Re
geltend machte, zuckte dieſer die Achſeln und entgegnete

„Die Bücher ſind in muſterhafter Ordnung, jeder kleine Poſter
iſt verzeichnet, von den einundachtzigtauſendfünfhundert Mark, die
Sie dem Schwiegervater geliehen haben wollen, ſteht nichts in den
Büchern, auch ſind keine Zinſen eingetragen, die der Schwieger
vater Jhnen doch gezahlt haben müßte.

„Das iſt auf meinen ausdrücklichen Wunſch unterblieben“,
ſagte ich, „und der gute Jſidor hat mir ſogar ſechs und ein halb
Prozent gegeben, und er hat mir einen Schuldſchein darüber auTrudchen hatte große Stücke Gardinenſtoff auſgeplättet, aber

ſie waren blendend weiß, und Mutter hatte ſie zierlich aufgeſteckt.
Hinter den blank geputzten Scheiben blühte Vaters Amarhllis, daß

Mrs. Pimlikow freute ſich, daß Hilda nun heiterer war, denn
ſie hatte eine aufrichtige Zuneigung zu ihr gefaßt.

es eine Pracht war, und daneben ſtrömten Maiglöckchen ihren
füßen Duft aus, der an Waldfrieden und Waldzauber erinnert.

geſtellt.
„Legen Sie mir den Schuldſchein vor“, gab der freche Menſch

zur Antwort, „dank wollen wir weiter darüber reden.“
(Fortfehung folgt.

Verantwortliche Redakteure: Für Politik und Arte i. V.
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Beamtenwerbeaus u. Vertrauens
ember, abendsleute. J den ov wignge

ozialiſten der VSPD. Dienstag.den 7. Sbovemrer, pünktlich 8 J im
Jugendheim: Vortrag des Genoſſen ers
über das Aktionsprogramm. Erſcheinen iſt
Pflicht. Der Vorſtand.

ommiſſton. Mittwoch abend 7 Uhr.der Partei, h.
Sitzung.

v Mittwoch abend 7 Uhr.eibure immer 12 Situng desr

notwendrg.

Dienstag, den 7. NovemberAmmengdork. abends Uhr. in der Broi

a Mitglieder Verſammlung.esordnung: 1. Die volttiſche Lage.
2. s Reichsmietengeſetz. 3. Vereinsange

Der Vorſtandlegenheiten.

Donnertag, denBedra, Brdunsdorf. 9. Nov., abends
7 Uhr. bei Dörge: Revolutionsfeier. Zahl
reiches Erſcheinen der Genoſſen und Ge-
noſſinnen wird erwartet

„Freie Turner“. AR. „Friſch auf.
cheſſer. Genoiſinnen und Genoſſen ſorgt

guten Beſuch

Hersehburg. Dienstag, den 7. November.
abends 8 Uhr, vitten wir

ſämtliche Unterkaſſierer der VSPD. im
Parteidureau, Lauchſtaedter Straße, zwecks
Neueinteilung der Bezirke zu erſcheinen.

Roß leben d I. Donnerstag, den 9. No
e Ve vember, abends 8 Uhr

Oeffentl. Volksverſammlung. Gen. Wen-
ſcheck(Merſeburg) ſpricht über: Die Teuerung
und das Proletariat. Genoſſen und Be
noſſinnen, ſorgt für guten Beſuch der Ver-
fammlung. Lokalangabe auf den Plakaten.
Wittenberg Donnerstag den 9. Nov.

obends 7 Uhr. in Muis
Lokal Zur Reichspoſt“: Revolutionsfeier.
Um zahlreiches Erſcheinen wird gebelen.
Die nächſte Mitaliederverſammlung wird
noch bekanntgegeben.

den 9. NovemberZörbig Donnerstag.
abends 8 Uhr. im Gaſthof

äſtefWöwen“ Revolvptionsgedenkieier.
willkommen

Vereinsanzeiger
MMMGCGWGLIXMMCCXMCCEIIIXCCXXEDCXXIItIHMEIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIC;V

Halle.
Die NMaturfreunde.
Rorden Wijſtekindſchule. Mitte Heim
Laurentiusſtraße. Süden Torſtraßenſchute

Freitag im Heim Laurentiusſtraße: Vor
trag üver die ſexuelle Frage (nur männliche
Mütglieder) Näheres über die Sonntags
wanderungen i d. heutigen Gruppenabenden.

kreler Sängerchor. et6 Uhr treffen ſich
alle Sänger am Ranniſchen Platz zum
Ständchen ſinger, Anſchließent beteiligen
wer uns geſchloſſen an der Revolutionsſeier
im Gr. Voiksparkſaal. Es iſt unbedingt
Pflicht eines eden Sängers beide Ver-
anſtaltungen zu unterſtützen Der Vorſtand

Augendkartell. Tee M
Gewerkſchaftshous Sitzung aller Kartell
delegierten. Vollzähliges Erſcheinen wird
erwartet.

eute Dienstag
ruppenadende.

Liebenwerda,
Gewerkschaftskartell.
m Sendung Bee nionigien Das
mitglieder iſt Vflſcht nd Partei

e 610Holzpamntofrfeln
gut und billig.

Relzpantottfeln werden repariers.,
Otto Fricke, l Urichmabe 9 Hot.

Lassen Sie Sich nicht
durch Zahlen täuschen!

Ioh über biete jede Konkurrenz und
rable Röchste ige für alle Sorten

Lumpen, Knochen, Papler-

i Zeltuneen, Elsen,
e e und andere

Rohprodukte.

E. Günther
Graseweg S Telephon 6130

GlauchaerStraße

Stadttheater
Mittwoch. den 8. Nov.,

Anfang 7 Ende 9 Uhr

von Richard Wagner.
Donnerstag

Die versunkene 6Glecke.

Thalia- Theater.
Mittwoch, den 8 Nov.

abends 7 Uhr

Komödie v. Oscar Wilde.

Mittwoeh, den 8. Nov.,
abends 7 Uhr

Extra BallFlott e Musi K.

W Kaufe T
PlItiGold-

Silber- 2
Doublé-

Waren! Uhren!
nach Dollarkurs.

E. Lossier
Uhren- und Goldwaren,

WerhſtattReparatur
II. r.

Erlettarchen

ja Leder, billigſt

Der nur ä
Schmeerstr. 19

(lederweron-Sperta bescat/

bartelfreunde
kauft an Bahnhöten.
verlangt in Hotols.
Restaurants, Cafés

atete fOas

„Volkgbiott

S

Leiprigerstrassess
Bruno Lastner

in dem Dramain 6 Akten

Leo Peukert
in dem Lustspiel

Die Strandfee.

T

eneintunn

Waihalis Uehtspie! Theater

Das blonde
Verhängnis
Das Schicksal emer Zir-
kusreiterin in 6 Akten

mit Min Pankau
Ernst Hofmann.

Be amerikan.
ustspiel:

Die Näunerfalle

d Akte mit
Viola Da n S.

Das

lachzare zuf lade

Ein Spiel um Liebe und
Leidensohaft in 5 Akten
mit Ernst Bentseh,

Grete Blereoks.

Komödie in 2 Akten.

Boginn in sämtliehen Theatern 4 Uhr.

De Ane Wookerr e

c „--—-J-=JJ- i

Sp. Orts verein Hall
Donnerstag, den 9. November, abends 8 Uhr,

im „Volkspark“ (großer Saal):

kevolutionsteier
Mitwirkende: Freier Sängerchor Halle

(Dirigent: Herr Gustav Lissel)
Rezitationen Aufführungen der Arbeiter-Jugend

FestredeReichstagsabgeordneter Richard Krüger (Merseburg)

Eintritt 10 Mark
Zahlreichen Besuch erwartet Der Vorstand

tar:

Kupfer
Mess

884

Kilo 900,
Kilo 500,

Blei und Aink Kilo 350,
Altpapier. Kilo 32.
Lumpen, Felle, Knochen usw.

höchste Prelse!

M. Meissner
EKrängtraße 29 r Mlhe Walhalla

Bei Metallen Ausweis erforderlich

Beachtet unſere
Jnſerenten

Keine Prahlerei!

2 Platim SngebißeSlatin e.Doublee Abfälle Gold fein bis 8600 à r.
Platin bis 11000 à Gr.antenter Dollarſtand freibleib,

A. Abramowusz, Brillanten
Schmeerſtraße 14. J. J

Alte blanmoptorpiatten

849 (aueh Brneh)
kauft zu hohen Freisen

R. MäBer, Ralle a. S.,
Gr. Märkerstrase B.

kauft zu reell. Preiſen.

Willy Meyer,
Gr. Märkerſtr. 3, II.

S W ä-

Achtung Angestellte und Arbeiter

Sämkfliche EfAngestellte und ärbeiter der

Aktiengesellschaft Neckert 8 Co.,
alle a. S., Dessauer Strasse 52

sind am 23. Oktober [922 infolge schwerster und unüber-
brückbarer Differenzen mit einem erst am 22. September 1922
eingetretenen neuen Vorstandsmitglied nach geheimer b-
sftimmung einsfimmig in den CQusstand getreten.

Die ängestellten und ärbeiter führen keinen Streik
gegen ihre Firma, der sie treu ergeben sind, sondern
sie sind 2wangsläufig in den usstand getreten im Inkeresse
des Bestandes der Firma, um ihrer eigenen Cxistenz
und für den alten Vorsfand.

es handelt sich bei diesem fusstande um keine Gehalts-
oder Lohnforderung.

Die Arbeiter und ängestellten sind sich ihres Rechies
und ihrer Pflicht zu den getanen Schritten voll bewußt und
der Sympathie auch der ärbeitgeberkreise und aller
Organisationen sicher.

Der gesamten ärbeitnehmerschaft von alle und Um-
ebung bringen wir zur Kennftnis, daß für vorgenannte
rma der
es wird außerdem im eigenen lunteresse etwaiger

ärbeitsuchender dringend gewarnt, bei obengenannter
Firma irgendeine Tätigheit au fzunehrmmen,

uzug von EOrbeitshräften gesperrt ist.

weil es sich
nur um eine kurze Streikbrecherarbeit handeln würde, da
sämitliche ängestellte und ärbeiter der Firma nach der
zweifellos in kurzer Zeit folgenden siegreichen Beendigun
des Ausstandes ihre Stellungen wieder e
erteilt die Streikleitung.)

Die unterzeichnete Streikleitung und die Organisationen
ersuchen um tfaftkräftigste Unferstützung in dem Existenz-
kampfe, den die ärbeitnehmerschafi
führen hat. Strengste Solidarität und einmütiges Zusammen-

ehmen.

dieses Betriebes zu

(Auskun

halten aller Angestellten und ärbeiter wird erwartet.

Die Streikleifung
der lleckert Co. äiktiengesellschaft

Halle a. d. S.
(Sitzungs zimmer des Gewerkschaftsbundes der Efngestellten,

Halle a. d. S., Gr. Ulrichstr. 54).

Gewerkschaftsbund der ngesfellten
Deutscher Verkehrs-Bund

inserateTelephonappar ate fnden hier weiteste

Scarie, Vorhbreitung
Leipzig. Postfach 162.

eltKulender

ter e nPreis nur 20 R. (mit Porto 25 R.
iſt eingetroffen und zu beziehen durch die

Volksbuchhandlungen
der Vereinigten Sozialdemokr. Partei

in Halle, Große Ulrichſtraße 27,
in Eisleben, Grabenſtraße 50
ſowie in Wittenberg in der Zigarren
handlung des Gen. Sauerwein, Jüdenſtr. 10.

v

Bekanntmachung.
Vom 10. November 1822 an tritt eine Erhöhung

der Fahrpreiſe für Einzelfahrten nach den in den
Wagen und an den Haupthalteſtellen angeſchlagenen

Sätzen ein. 856Merfeburger Aeberlandbahnen
Aktiengeſellſchaft.

C aniBericht der Fleiſchpreis Notiernngskommiſſion
am ſtädtiſchen Schlacht und Viehhofe.

22

Bezahlt wurden am Montag. dem 6. November 1922
b) Für 50 kg

a 80d urlantekg geführtes
Gateung 8S s t28 z 5 E

a A x
Ochſen o 9998 25500 16000 24000 Atze
Bullen e 23500 19000 22500 vent
Kühe e 14500 16000 230 uJungrinder 20000 16500 195001
Maſtkälber inſchi.
Saugkälber n 230000250002 eKämmer und m
Maſthammel er 26000)24000 240001
Schafſe J eder 51000 18000 200001
Schweine einſchließl.
Mittel u. Geſchlinge 156000 54000 56000430001

Jugoſlaw. Schweine 1
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alle und Saalkreis.
Halle, den 7. November 1922.

Rüſtet zur Revolutionsfeier!
Genoſſinnen und Genoſſen! Der ſozialdemokratiſche Antrig,

den 9. November als geſetzlichen Feiertag einzuführen, iſt von den
bürgerlichen Parteien abgelehnt worden. Der Parteivorſtand
empfiehlt daher, von einer Arbeitsruhe abzuſehen, dafür aber
Abendfeiern zu veranſtalten. Die geſamte, nunmehr
geeinte ſozialiſtiſche Arbeitnehmerſchaft Halles wird es ſich nicht
nehmen laſſen, dieſen Tag würdig zu begehen. Verbieten uns
auch traurige wirtſchaftliche Verhältniſſe die vollſtändige Arbeits
ruhe, wie ſie z. B. in Berlin von den Gewerkſchaften beſchloſſen
iſt, ſo ſoll der Revolutionsgedenktag doch in würdiger Form gefeiert
werden. Wir wollen wiederum diesmal in geſchloſſener Front,
unſer Gelilbde ablegen, daß wir, was auch kommen mag, treu und
unerſchütterlich zur Republik ſtehen und bereit ſind, unſer Leben
für ſie einzuſetzen. Die bisher geſpaltenen ſozialdemokratiſchen
Parteien treten Hand in Hand zu dieſem Gelöbnis zuſammen, und
dieſer Umſtand gibt der beabfichtigten Feier höheren Schwung
und ernſtere Bedeutung.

Der Vorſtand der geeinten Partei hat beſchloſſen, für den 9. Nov.
eine ſchſichte, aber würdige Aben dveranſtaltung zu arran-
gieren, die im großen Saale des „Volkspark“ ſtattfinden wird.
Begeiſternde Kampfgeſänge des „Freien Sängerchors“ werden mit
Regitationen und Darbietungen der kampfbegeiſterten Arbeiter
jugend abwechſeln. Die Feſtrede hat der Reichstagsabgeordneſe
Genoſſe Richard Krüger (Merſeburg) übernommen.

Genoſſen, geſtaltet den Gedenkabend zu einer wichtigen Kund
gebung für die Republik

Die Hausbeſitzer als Märtyrer.
Am Sonntag kamen die Hausbeſitzer im „Thaliaſaal“ zum

erſten Male nach jener Radauverſammlung, über die wir berichte
ten, wieder zufammen. Selbſtverſtändlich wurden Magiſtrat und
Regierungspräſident wieder mit heftigen Reſolutionen beglückt.
Die Verſammlung forderte 1000 Mark als Waſchhaus-
geld und einen Muſſolini für unſere Regierung. Die
Herren Blumentritt und Oberpoſtſekretär Raſt, gegen die
wegen ihrer maßloſen Hetze in der letzten Verſammlung ein Er
mittlungsverfahren der Staatsanwaltſchaft auf Grund des Ge
ſetzes zum Schutze der Republik ſchwebt, ſpielten ſich als Helden
und Märtyrer auf. Die „Allgemeine Zeitung“ hatte ihnen ſchon
tüchtig vorgearbeitet und durch einen Artikel Vor den Staat s-
gericht shof?“ für die nötige Verklärung geſorgt. Trotz des
Gefallens an der Rolle des „nationalen“ Märtyrers, zu denen ſie
gemacht werden ſollten, hielten es die beiden Herren für das
Klügere, alles abzuſtreiten. Die Hausbeſitzer gehören ſonſt zum
„ſtaatserhaltenden Element“. Wie weit ſie es ſind, wenn es an
ühren Geldbentel geht, oder beſſer, wenn ſie nicht an den Geld
beutel der Mieter gehen können, beweiſt ihre Drohung, daß ſie ihre
öffentlichen Aemter niederlegen wollen, wenn die Wohnungswirt-
ſchaft nicht nach ihrem Kopf ruiniert wird.

e

Begleichung von Perſonenſchäden durch die Gemeinden.
Durch den Uebergang der bisherigen Zuſtändigkeit der Aus-

ſchüſſe zur Feſtſtellung von Entſchädigungen für Aufruhrſchäden
in Perſonenſchadensſachen auf die Behörden, die nach dem Reichs
verſorgungsgeſetz hierfür zuſtändng ſind, iſt für kurze Zeit bis
zum Erlaß der Ausführungsbeſtimmungen eine Unterbrechung
in der Rechtſprechung erfolgt. Wie der amtliche Preußiſche Preſſe
dienſt aus einer Verfügung des Miniſters des Jnnern mitteilt,hat der Reichsminiſter des Jnnern für die Uedergangszeit be

daß die von den Ausſchüſſen bis zum Jnkrafttreten des
erſonenſchadensgeſetzes zugeſprochenen und inzwiſchen recht s

kräftig gewordenen Entſchädigungen (Heilungskoſten, Renten),
ebenſo wie die Teuerungszuſchüſſe- zu den Renten bis auf weiteres
noch von den Reichskommiſſaren bei den Ausſchüſſen auf die Ge-
meindekaſſen zur Zahlung angewieſen werden. Weiter hat
der Miniſter beſtimmt, daß den Tumultbeſchädigten, die auf erſt
malige Bewilligung von Rente oder auf Erhöhung ihrer bisherigenRente infolge ber unterbrochenen Rechtſprechung warten müſſen,

wie bisher durch rung angemeſſener Vorſchüſſe auf die
Rente durch die Gemeinden geholfen werden kann, denen zu
dieſem Zweck auf Antrag Beträge aus Reichsmitteln zur Verfügung
geſtellt werden

Jſt die Stadt Halle arm? Nach der Anſicht eines Kriegs
beſchädigten, der uns auf folgendes kinweiſt, ganz zweifellos.
Man hört es ja jeden Tag. Wie kommt es aber, daß die ſtädtiſche
Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte Quittungsformulare für Teue-
rungszuſchläge in Foliogröße benutzt. Würde man nicht
jeden Geſchäſtsmann verhöhnen, der ſeine ſchlechte geldliche Lage
mit' Rieſen-Druckfachen zu verdecken glaubte? St. Bureau-
kratius, der große Heilige, dem der Schutz ſo vieler mehr oder
weniger verſtaubter Aktenſtücke anvertraut iſt, muß ſich wider
ſtrebend in dieſen teuren Zeiten dazu verſtehen, daß entgegen alter
Gewohnheit von nun an drei oder vier kleine Formulare unterein-
ander auſ einen Makulaturſtreifen (ſog. Falg) geklebt den Raum
des ſo „beliehten“ Kanzleibogens ausfüllt. Spare in der
Not, es wird höchſte Zeit!

Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung. Die ſozialdemo-
kratiſche Reichstagsfraktion hat vor einiger Zeit bei dem Reichs-
arbeitsminiſterium erneut die Erhöhung der Erwerbsloſenunter-
ſtützung beantragt. Wie der Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns
jetzt der Fraktion mitteilt, hat er die erforderlichen Schritte bereits
eingeleitel. Der Reichsrat wird in den nächſten Tagen zu der Er-
höhung der Erwerbsloſenunterſtützung Stellung nehmen. Die er

Unterſtützungsſätze ſollen mit größter Beſchlenigung in

raft treten. ßNeuregelung der Gebührenfätze für den Unterricht an Fach und
Berufsſchulen. Jm preußiſchen Miniſterium für Handel und Ge
werbe fanden kürzlich eingehende Verhandlungen zwiſchen den
Vertretern des Reichs, des Stagtes, der Gemeinden und der Lehrer-
verbände ſtatt, die zu neuen Vereinbarungen über die Regelung
der Vergütungsſätze für den nebenamtlichen Unterricht an Fach-
und Berufsſchulen führten. Späteſtens im Monat Dezember er
folgen neue Verhandlungen zwecks Regelung der vom 1. Januar
1928 an in Betracht kommenden Vergütungen. Um die Gemein-
den bei ihrer ſchwierigen Finanzlage ſoweit als möglich zu ent-
laſten und ihnen die Auszahlung der Vergütungen zu erleichtern,
ſtellen Reich und Staat die Gewährung angemeſſener Zuſchüſſe
in Ausſicht.

Vereine und Verſammlungen.
i ehrerinnenVerein hielt am 2. November in derW re Lyzeums eine gutbeſuchte Mitgliederver

ſammlung ab, zu der auch der Philologen- Mittelſchul- und
Lehrerverein eingeladen waren. Herr Studienrat Fra m
über die Pädagogik der freien Waldorfſchule in Stuttgart. Na
einigen allgemeineren Ausführungen über die Grundſätze der von
Dr. Rudolf Steiner geleiteten Schule ging der Redner auf ein

geſtellt.

Einheitstarif bei

lbhlatt ſt Holle ind den Veztl Rerſehurg en

der Straßenbahn.
Die Straßenbahnfahrt durchweg 15 Mark. Kein Nachtzuſchlag.

Aus dem Stadtparlament.
Nach Eröffnung der Sitzung teilte der Vorſteher Dr. Keil mit,

daß der Stadtverordnete Men dorf (Kom.) wegen Arbeitsüber
laſtung ſein Mandat niedergelegt habe. Der Vorſteher
knüpft darc die Bemerkung, daß ſicher die ganze Verſammlung
das Ausſcheiden dieſes ruhigen und verſtändigen Stadtverordneten
lebhaft bedauern würde. So wie wir den Genoſſen Mendorf
kennen, dürften die r r wohl auf einem anderen
Gebiete zu ſuchen ſein; es dürfte ihm ſicher allmählich klar ge
worden ſein, e für ihn unter Leuten, die allerlei Unfug als
kommuniſtiſche Politik ausgeben, kein Platz ſei. Herrn Ober-
bürgermeiſter Dr. Rive erteilte das Kollegium die erforderliche
Genehmigung zur Uebernahme eines Aufſichtsratspoſtens bei der
„Eſag“, da materielle Vorteile damit nicht verknüpft ſind. Von
einer ganzen Reihe von Proteſten gegen die Gewerbeſteuer nahm

rig nmkung Kenntnis und überwies dieſe dem Magiſtrat als
aterial.
Hierauf wurde in die Beratung der 25 Punkte umfaſſenden

Tagesordnung eingetreten. An Stelle des nach Halberſtadt ver
zogenen jetzigen Jntendanten Teuſcher wurde Herr Kapellmeiſter
Nöhren in die Theaterdeputation gewählt. Die Ordnung betr.
Mi per des Herbergsvertrags wurde ohne Debatte genehmigt
mit der Maßgabe, daß rrgeoverträge bis zum Betrage von
50 Mk. ſteuerfrei ſein ſollen.

Bauſtellenverkäufe in der Kleiſtſtraße und an der Weiſeſtrafe.
In der Kleiſtſtraße ſoll eine etwa 1259 Quadratmeter große Bau
ſtelle zum Preiſe von 150 Mk. für den Quadratmeter der Reichs
bank übereignet werden, die ohne öffentliche Zuſchüſſe dort Be
amtenwohnungen errichten will; eine etwa 4400 Quadratmeter
große Bauſtelle an der Weiſeſtraße wird von der Zuckerraffinerie
Halle beanſprucht, um darauf ebenfalls ohne Zuſchüſſe 4 Wohn

zu errichten. Der Preis ſoll hier nur 100 Mk. für den
Quadratmeter betragen Namens der ſozialdemokratiſchen Frak
tion z Genoſſe Geri 8 die Erklärung ab, daß man nur unter
der Vorausſetzung dem Verkaufe zuſtimme, wenn der Stadt das
Rückkaufsrecht vorbehalten bleibe und die freiwerdenden Woh-
nungen dem ſtädtiſchen Wohnungsmarkte zugute kämen. Gegen
die Stimmen der Kommuniſten und einiger Mitglieder der ſozia-
liſtiſchen Fraktion wurde dem Verkaufe ohne Debatte zugeſtimmt.

Die übliche Debatte über die Straßenbahnnöte.
Genoſſe Gräfe unterzog beim Punkte: Aenderung des Straßen-

bahntarifs in längeren Ausführungen das geſamte Straßenbahn-
weſen einer durchaus zutreffenden Kritik. Er bemängelte die in
letzter Zeit eingeſchlagene Fahrpreistarifpolitik und betonte, daß
ein Defizit in Wirklichkeit nicht vorhanden ſei, obwohl Betriebs
einſchränkungen im erſten Halbjahr nicht vorgenommen wurden.
Dieſe Betriebseinſchränkungen würden damit begründet, daß dieſe
unbedingt durchgeführt werden müßten, denn ſonſt würde das De-fizit ne größer werden. Dieſe Maßnahmen ſeien überhaupt nicht

notwendig. Wenn geeignete Vorſchläge aus der Bürgerſchaft
heraus gemacht würden, ſollte man darauf eingehen. Der Redner
kritiſierte dann die bereits vorgenommenen Betriehseinſchränkungen
und die damit im Zuſammenhang enden Maſſenentlaſſungen
(insgeſamt etwa 150). Man gehe dabei ziemlich rigoros vor und
ſchalte ſogar den Betriebsrat aus, was ſehr bedauerlich ſei. Hier
müſſe unbedingt Remedur geſchaffen werden. So erhebliche Ent-
laſſungen würden überhaupt nicht notwendig, da zu gewiſſen Stun
den eine ſehr ſtarke Jn anſpruchnahme der Bahn zu verzeichnen
ſei. Einfach umverſtändlich ſei es, wenn etwa 150 ſonen vom
J und Streckenapparat entlaſſen würden, hingegen der große

eamtenapparat unerſchüttert bleibe. Wir haben noch immer
2 Direktoren, 1 Jnſpektor, Jngenieur und in jüngſter Zeit gar
einen Bahnmeiſter; dazu die ſicher zu hohe Zahl von 20 Kon-
trolleuren. Wenn man ſchon vom Sparen rede, dann müſſe allent
halben und nicht nur bei dem Fahrperſonal geſpart werden. Die
Einführung des Einheitstarifs ſei ein Experiment, das ander
wärts in umgekehrter Richtung angewendet würde; die Einführung
des Einmannwagenſyſtems komme einem Schildbürgerſtreich gleich.
Das ewige Furrt am Straßenbahnweſen habe keinen Zweck.

Genoſſe Vollrath begrüßte im Gegenſatz zu den Darlegungen
des Vorredners den Einheitstarif und beantragte die Streichung
des Nachtzuſchlages aus der Vorlage. Auch er bemängelte, unter

Hinweis auf eigene Beobachtungen, das Einmannwagenſhſtem.
Stadtrat Balke wandte ſich gegen die Beſchwerden, welche

gegen die Verwaltung vorgebracht wurden, und bemerkte, daß der
Straßenbahnbetrieb keine r für Arbeitsloſe oder
Ueberflüſſige ſei; ein jeder dort Beſchäftigte müßte genau darauf-
hin geprüft werden ob er entbehrlich ſei. Auf Zurufe wie: „Und
bei den Beamten ging der Dezernent nicht ein, ſondern meinte,
daß auf einer Konferenz der Straßenbahnen der Ruf nach Be
ſeitigung des Achtſtundentages erhoben worden ſei.
(Ahal) Jm übrigen bemühte ſich Herr Balke um den Nachweis,
daß keineswegs zuviel Beamte beſchäftigt würden. Genoſſe
Vollrath wandte ſich ganz energiſch dagegen, daß man die
Linie 6, die den Bahnhof mit dem faſt ausſchließlich von Arbeitern
bewohnten Süden verbindet, durch Einführung des Zwölfminuten-
verkehrs zur Nebenlinie machen wolle. Auch auf anderen Linien
ließen ſich Möglichkeiten zur beſſeren Ausgeſtaltung des Betriebes
ſchaffen. Stadtv. Günther ſtellte den fälligen Agitations-
antrag, von dem er ſelbſt a daß er offene Türen einrenne, und
en Magiſtrat veranlaſſen ſolle, den Betriebsrat nicht aus
zuſchalten.

Nach einigen Bemerkungen der Stadtvv. Gräfe und Finger
wurde mit großer Mehrheit dem Antrage doch entſprochen, obwohl
der Magiſtrat bereits im Vorjahre mit den Gewerkſchaften dahin
zehende Richtlinien aufgeſtellt habe. Jn der Abſtimmung über die
orlage wurde der Einheitstarif von 15 Mk. mit großerMehrheit angenommen, der beſondere Nachtzuſchlag gegen

einige Stimmen abgelehnt.
Bei Beratung der Vorlage über die Erhöhung der Bezüge für

die Theaterangeſtellten ſang der Berichterſtatter Herr Borges
ein Loblied auf die neue Leitung des Stadttheaters, die es zuwege
gebracht habe, daß die gähnende Leere in unſerem ſtädtiſchen Kunſt
inſtitut ſo gut wie verſchwunden ſei. Die zur Aufbeſſerung der
Einkünfte des Stadttheaterperſonals erforderlichen Summen wur-
den ohne Debatte bewilligt. Dasſelbe geſchah bei der Vorlage
über die Aenderung der Beſoldungsordnung, wobei auf Antrag
Hos beſchloſſen wurde, den Magiſtrat zu ermächtigen, die zu er
greifenden Maßnahmen auch für kommende Gehaltsregulierungen
in Anwendung zu bringen. Für Inſtandſetzung des Flügels in
der Luiſenſchule ſowie für Koch- und Flickkurſe wurden die be
antragten Geldmittel ebenfalls ohne Debatte bewilligt. Ein bei
Beratung des Magiſtratsantrages auf Erhöhung der Gebühren für
Krankentransporte geſtellter Antrag auf Bevorzugung der All
gemeinen Ortskrankenkaſſe wurde abgelehnt. Auf Antrag der
Stadtvv. Ho s und Wilke wurde ohne Debatte beſchloſſen, das
dem Stadtmagazin gewährte Betriebskapital ſtatt auf 254 auf
4 Mill. Mk. zu erhöhen. Mit der Aenderung der Zuſtändigkeit für
Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen erklärte man ſich gleichfalls
einverſtanden. Eine ganze Anzahl von Geſuchen um Gewährung
von Beihilfen, e Steuernachlaß uſw. wurden gleichfalls
genehmigt, ein Geſuch um Wiedereinſtellung eines bei der Straßen
bahn zu Schaden gekommenen ſtädtiſchen Arbeiters mit Stimmen
gleichheit durch die Stimme des Vorſtehers abgelehnt. Zum Ausbau der im Roten Turm eingerichteten Akademiſchen Leſehalle be
willigte man aus Stiftungsmitteln den Betrag von 20 000 Mk.

Zu dem in einer der letzten Sitzungen von der Linken, durch
gebrachten Antrag, 20 Millionen Mk. zu bewilligen, um die Minder-
bemittelten inſtandzuſetzen, ſich durch billigeren Einkauf von
Kohlen, Kleil Milch uſw. vor Kälte und er zu ſchühatte der trat eitte umfangreiche Den k r ift erf
cus der wir die wichtigſten Partien bereits abgedruckt haben e
Stadtverordneten nahmen nach einer „glänzenden“ kommuniſtiſchen
Rede von der Denkſchrift Kenntnis und unterſtützten einmütig die
Abſicht, Leſe- und Wärmehallen einzurichten. Der neuer-
liche Agitationsantrag der Kommuniſten, weitere 20 Millionen aus
von ihnen niemals bewilligten Mitteln zur Verfügung des Kon
trollausſchuſſes zu ſtellen, wurde mit großer Mehrheit abgelehnt.

Ein von der VSPD. eingebrachter Dringlichkeits-Antrag: „Die
StadtverordnetenVerſammlung wolle beſchließen, den Magiſtrat
zu erſuchen, ihr alsbald eine Vorlage über die ſeinerzeit zugeſagte
Errichtung von Schlafräumen für tuberkulös gefährdete Kinder
zu unterbreiten, bzw. Bericht über den Stand der Angelegenheit
zu geben“, ſoll auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung geſtellt
werden.

zelne Fächer (Geſchichte, Naturkunde, Mathematik u. a.) ein und
eigte, wie alle Unterrichtsgebiete dahin zielen, den lebendigen

enſchen in den Mittelpunkt zu ſtellen und dadurch das Kind zur
inneren Aktivität zu bringen. Zur Erreichung dieſes Zieles hat
der Stundenplan den Epochunterricht aufgenommen, d. h., daß
ein Hauptfach längere Zeit hintereinander täglich 2 Stunden um
faßt, die übrigen Stunden auf Zeichnen, Handfertigkeitsunterricht,
Eurythmie u. a. entfallen. Für eine eingehendere Betrachtung der
Pädagogik der Waldorfſchule, evtl. an Lehrbeiſpielen, wird eine
Reihe von Kurſen in Ausſicht genommen. Beginn Donnerstag,
9 November, abends 8 Uhr, im Städtiſchen Lyzeum.

Folgende Richtigſtellung zum Verſammlungsbericht der Gut-
templer geht uns zu: Auf den Verſammlungsbericht der Gut-
templer möchte ich kurz erwidern, daß ſich die Erregung in der
Verſammlung nur dadurch ſteigerte, weil die Herren Goeſch und
Dr. Bonn mit falſchem und längſt widerlegtem Material ar-
beiteten. Es wird deshalb zur Aufklärung dienen, wenn wir mit-
teilen, daß im letzten Jahre zur Herſtellung von Bier pro Ein
wohner in Deutſchland 16 Pfund Gerſte verbraut wurde; davon
ſind wieder 5 Pfund in die Bauernhöfe zur Viehernährung als
Treber und Abfall zurückgegeben worden. Da aus der nichtver-
brauchten Gerſte nur Graupen hergeſtellt werden, ſo möchte ich
betonen, daß von dieſem Artikel genügend ſich auf allen Lägern
befindet. Daß in Amerika beſſere geſundheitliche Verhältniſſe ſeit
dem Alkoholverbot beſtehen, iſt unwahr; es läßt ſich eher das
Gegenteil beweiſen, da die Herſtellung von Getränken aller Art in
den eigenen Hausſtänden beträchtlich zugenommen hat und durch
unſachgemäße Behandlung der Rohſtoffe viele Vergiftungen und
große Schäden am ganzen Volkskörper entſtehen. Aus dieſem
Grunde hat ſich bereits der Amerikaniſche Gewerkſchaftsbund mit
dieſer Frage beſchäftigt und den Antrag an die Regierung geſtellt,
das Alkoholverbot aufzuheben, vor allem die Herſtellung von Bier
wieder zu geſtatten. Die Tatſache, daß auch in. Rußland ſeit einiger
Zeit wieder Bier gebraut wird und ſchon eine Anzahl Brauereien
wieder in Betrieb genommen wurden, all dies unterſchlug der Herr
Referent. Daß ein Vertreter der Brauereiarbeiter dazu das Wort

enommen hat und auf alle Jnduſtrien aufmerkſam machte, welche
ür ein vollſtändiges Alkoholverbot in Frage kommen, war ſein

gutes Recht.
Fritz Strauß, Bezirksleiter des Verbandes der Brauerei-

und Mühlenarbeiter.

Muſikgruppe der AJ. Morgen 7 Uhr im Mozartheim Muſik-
ſtunde. Alle Genoſſen, Anfänger wie Spieler, ſig verpflichtet, zu
erſcheinen. Ferner werden die ſangesluſtigen Genoſſen gebeten,
zu erſcheinen.

Konzert für die Altershilfe. Am 14. November, abends 8 Uhr,
findet in der Aulg des Stadtgymnafiums ein Konzert zugunſten
der Sammlung für die Altershilfe ſtatt. Der Geſangverein
„Lyra“ hat ſich unter der Direktion von A. Freund zur Verfügung

Ferner haben ſich in ſelbſtloſeſter Weiſe die bekannte

muſikalien handlungen Hothan und Koch zu beziehen und fernerauf der Geſchäfteſtelle des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der

deutſchen Volkskraft.

Ammendorf. Verſammlung der VSPD. Auf die
heute abend 8 Uhr in der „Broihanſchenke“ ſtattfindende Mitglieder
verſammlung ſei nochmals aufmerkſam gemacht und um zahl
reiches Erſcheinen gebeten.

Ammendorf. Gemeindevertreterſitzung. Vor Ein
tritt in die: Tagesordnung gibt der Gemeindevorſteher bekannt, daß
der Umlagebeſchluß zum Haushaltsplan für 1922/23 vom
Miniſterium genehmigt iſt. Dadurch werden nun in Kürze die
Steuerzettel für die Realſteuern den Steuerpflichtigen zugeſtellt
werden können. Weiter wird bekanntgegeben, daß Ammendorf
mehrere Landjäger erhält. Der Unſitte, mit Fahrrädern und
Handwagen auf den Bürgerſteigen zu fahren, ſoll dann unnach
ſichtig nachgegangen werden. Hierauf wurde in die Tazesord
nung eingetreten. Dem Verein Säuglingsſchutz wurde ein Betrag
von 500 rk bewilligt. Die Sätze für das Kinderheim wurdenpro Woche auf 10 Markt für vaterloſe Kinder und für Kinder,

deren Eltern noch leben und Verdienſt haben, auf 50 Mark erhöht.
Dann folgten die üblichen Strompreiserhöhungen: Lichtkoſten

für die Kilowattſtunde 50,85 Mk. (Rabattſatz 50,65 Mk.); Kraft
87,87 Mk. (Rabattſatz 837,83 Mk.) Durch das Reichsmieten
geſetz iſt die Gemeinde angehalten, Hundertſätze für große Jnſtand-
ſetzungsarbeiten feſtzulegen. Der Höchſtſatz wurde mit 150 Prozent
zur Grundmiete feſtgelegt. Damit iſt aber nicht geſagt, daß für
alle größeren Jnſtandſetzungsarbeiten 150 Prozent erhoben
werden können. Die Hundertſätze werden in jedem Einzelfalle von
der. Wohnungskommiſſion oder dem Mieteinigungsamt feſtgeſetzt.
Die 150 Prozent dürfen aber nicht überſchritten werden.
Weiter lag noch ein Antrag vor, die Hundertſätze für die laufenden
Inſtandſeßungsarbeiten von 40 Prozent auf 65 Prozent zu er
höhen. Da aber die Organiſationen noch nicht gehört worden
ſind, wurde die Angelegenheit bis zur nächſten Sitzung vertagt.
Da die Mittel zum Ausbau der früheren Munitionsanſtält
(jetzige Silberhöhe) aufgebraucht ſind, wurde eine Anleihe von
3 000 000 Mk. beantragt. Fertiggeſtellt ſind 19 Woh
nungen dazu kommen noch etwa 15 Wohnungen. Die Anleihe
wurde bewilligt. Weiter wurden noch 5 000 000 Mk zum Neubau
der Schule II. im Ortsteil Radewell bewilligt. Die Schule ſoll bis
zum 1. Dezember fertiggeſtellt ſein. Mit der neuen Anleihe koſtet
der Bau nun 11 000 0060 Mk. Die Poſtverwaltung hatte einen
neuen Vorſchlag wegen Abgabe von Bauland zur Errichtung eines
Poſtgrundſtückes in der Bahnhofſtraße eingereicht. Die Gemeinde
ſoll 2500 Ouadratmeter Land gegen 5000 Quadratmeter Land
hinter dem Gaſthausgrundſtück zur „Poſt“ in der Poſtſtraße aus
tauſchen. Da die Jntereſſen der Gemeinde gewahrt ſind. wurde dem
Austauſch zugeſtimmt. Der Schaden, den w Klein arten
pächter erleiden, ſoll beſonders geregelt werden. Zum Schluß

ohnſtock geregelt. Die Z1va Lüdicke-Eckhardt (Berlin) und PaulOpernſängerin Frau G tK re el für die gute Sache zur Verfügung geſtellt. Die
Eintrittskarte koſtet 20 Mk. Sie iſt im Vorverkauf bei den Hof-

Spänner-Fuhre wird ab 15. Okt
den noch die Fuhrlöhne für Herrn n Wo u Wo mit
und ab 1. November auf 5000 Mk. für den Tag erhöht.
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ihr entſpr erſorgung ſichergeſtellt haben und
wegen Alters oder Erwerbsunfähigkeit im weſentlichen auf dieſe
Verſorgung angewieſen ſind. Der Reichszuſchuß darf in der Regel
für Einzelfürſorgemaßnahmen nur verwendet werden,
wenn Vorſorge getroffen wird, daß zugleich mit der Unterſtützung
das Vermögen des Kleinxentners zur Beſtreitung feines Lebens
unterhalts in einem ſeinen Verhältniſſen und ſeinem Alter an

emeſſenem Umfange mit herangezogen wird und daß auch imFall des Todes aus dem Nachlaſſe eine entſprechende Rückzahlung

erfolgt. Hiervon ſoll bei Vermögen von weniger als 50000 Mk
dann abgeſehen werden, wenn erwerbsunfähige Abkömmlinge vor

ſind oder die Rückzahlung ſonſt eine offenbare Härte iſt.
agegen ſoll eine Rückvergütung aus dem Nachlaß ohne Rückſicht

auf ſeine Höhe jedenfalls dann ſtattfinden, wenn erbberechtigte
Ehegatten, Abkömmlinge oder Eltern nicht vorhanden ſind. Der
Reichszuſchuß ſoll nicht zur Unterſtützung ſolcher Perſonenkreiſe
verwendet werden, die auf Grund ſonſtiger reichsgeſetzlicher Be
ſtimmungen (Sozialrentnerfürſorge) eine gleichwertige Unter-
ſtützung erhalten. Bei der Verwendung der Mittel ſollen die Ge
meinden tunlichſt Perſonen aus dem Kreiſe der Kleinrentner zu
ziehen. Jn mehreren Rundſchreiben bedauern ſowohl der Reichs
arbeitsminiſter als auch der preußiſche Wohlfahrtsminiſter, daß
eine ganze Reihe von Gemeinden ſich an dem Hilfswerk noch nicht
beteiligt hat, und zwar wohl im Hinblick auf die eigenen Zuſchüſſe,
die ſie zu den Unterſtützungen bisher leiſten mußten. Es ſind des
halb die unerläßlichen Beihilfen der Gemeinden etwas ermäßigt
worden. Sollten ſich auch nunmehr noch Gemeinden ablehnend
verhalten, ſind Jvangemaßnahmen in Ausſicht geſtellt. Die neuen
Hilfsmaßnahmen ſollen nach Anweiſung der Regierungspräſidenten
mit größter Beſchleunigung durchgeführt werden.

Es wird nötig ſein, daß jede Gemeinde im Wege der öffentlichen
Aufforderung zur M eine neue Liſte der Anwärter auf
ſtellt, da jetzt der Kreis der Berechtigten weiter gezogen iſt.

Schkendis. Gewerkſchaftskartell. Jn der am 3. Nov.
r Sitzung wurde zunächſt auf die am 12. November in
Halle tagende Konfereng der Gewerkſchaftsfurktionäre und Be
triebsräte hingewieſen. Bei der Wahl der Delegierten ſind die
größeren Jnduſtriegruppen berückſichtigt worden. Es ſei darauf
aufmerkſam gemacht, daß am 11. November der erſte Vortrags-
abend des Genoſſen Oskar Fiedler (Halle) über „Das Arbeits
recht vor und nach der Revolution abends s Uhr im „Jugendheim“
ſtattfindet. Für die Revolutionsfeier hatten die Parteien ſchon
ihre Vorbereitungen zu Veranſtaltungen getroffen. Näch dem
Kaſſenbericht für das 3. Quartal hatten wir eine Geſamteinnahme
von 38387,50 Mk., mithin ein Beſtand von 9248,60 Mk. Der
Vorſitzende machte bekannt, daß Ende November eine öffentliche
Einwohnerverſammlung ſtattfindet, in welcher Mieter und Ver
mieter Stellung zu den von der Stadt aufgeſtellten Hundertſätzen
nehmen werden. Auf den am 12. November ſtattfindenden
Kunſtabend des Bildungsausſchuſſes ſei auch an dieſer Stelle hin
gewieſen. Fräulein Agnes del Sarto (Leipzig), die Lieder zur
Laute ſingen wird, iſt für dieſen Abend gewonnen. Ueber die
Verſpätungen und Ueberfüllung namentlich der Arbeiterzüge wurde
Klage geführt und ſoll Beſchwerde bei der zuſtändigen Stelle ge
führt werden. Zu dieſem Zwecke werden Einzeichnungsliſten im
Bahnhofsreſtaurant ausgelegt.

Wehlitz. Ge ſchloſſene Front. Am Sonnabend ſprach
in der r der VSPD. Genoſſe Wenſcheck(Merſeburg) über „GeraNürnberg und die Einigung der ſozia-
liſtiſchen Parteien“. Seine ſachlichen Ausführungen über die
Situation fanden einmütige Zuſtimmung. Jn der Diskuſſion
ſprachen die Genoſſen Kürſten, Böhm und Dorn. Als De
atte zum Kreistag wurden die Genoſſen Dorn und Kürſten
gewählt.

Lancha. Stadtverordneten ſitzun Zunächſt wurdedas Vorgehen des Magiſtrats gutgeheißen, daß trotz der durch die

raſende Geldentwertung hervorgerufenen Erhöhung der Ausgaben
die Wohnungsbauten etzt worden ſind. Die Stadtverord
neten hatten bisher den Magrſtrat ächtigt, Kredite bis zu be

immter Höhe aufzunehmen. Die Materialbeſchaffwgen und diehöhe tten ſind zum en Teil bereits fertiggeſtellt und es emp
fiehlt ſich, die einzelnen Kreditbewilligungen in eine ſtädtiſche An
lieihe zuſammenzufaſſen. Nach eingehender Ausſprache wurde beſch e unter n bisherigen Ausgaben, ſowie für
iünftige Ausgaben zur Bekämpfung der Wohnungsnot eine An
leihe bis zur Höhe von 4 Millionen Mark aufzunehmen. Die Stadt

mit Hilfe der von ihr unterſtühten Siedelungsbauten in
dieſem Jahre 21 bis 28 geſunde und h nu ſchaffen, die möglichſt noch in dieſem Winter bezogen werden

önnen. (Jn der früheren Malgzfabrik, die zum Teil von der Stadt
gekauft wurde, werden ebenfalls zurzeit ſeitens der Stadt 7 bis 5

e geräumige Wohnungen fertiggeſtellt welche jedoch wahr
cheinlich leider nicht für Arbeiter eingerichtet werden. D. B.)
ie Verſamm Kenntnis von dem zwiſchen der Stadtund den Landkraftwerken Kulkwitz abgeſchloſſenem Vertrage be

züglich Stromlieferung. Es wurde beſchloſſen, die ganze Anehe eit zu vertagen, da gegenſeitiges E s in ein
zelnen Beſtimmungen nicht erzielt werden konnte.

Vermißt. Seit dem 27. Oktober wird die 68jährige Frau
immermann vermißt. Frau Zimmermann arbeitete zur
rmes vei einem Weiſchützer Bauer zur Aushilfe. Bei dichtem

Rebel ging ſie von Weiſchütz abends nach Hauſe. In Laucha iſt ſie
nicht angekommen. Man vermutet, daß die Frau infolge desdichten ebels in die Urſſtrut gefallen ertrunken iſt.

Naumburg. Aufgedeckter Rieſendiebſtahl. Auf dem
hieſigen Ba f wurde ein Rieſendiebſtahl aufgedeckt, deſſen Ob
jekt einen Wert von 15 Millionen Mark hat. Drei Perſonen
wurden feſtgenommen und in das Gerichtsgefängnis eingeliefert
Nähere Einzelheiten dürfen vor Abſchluß der polizeilichen Er
mittlungen nicht gemeldet werden.

Kelbra. Maßnahmen gegen die Teuerung. Um den
n das Schreckgeſpenſt der Teuerung mit Erfolg zu füh

ewerkſchaftskartell, im Verein mit dem
rat, einleitende Schritte unternommen

ſtedt.

im des Rathauſes eine Verſammkungccà r er e tewelt, Landwir t
e Vertreter der emokrati ſchen und Kommuniſti
ſowie ein Vertreter des hiefigen Beamtenbundes teilnahmen. auch von dieſer

de das ger Schießen, ſie ſcheiterke an der Be
t unſerer lieben Kirche, die an Uneigennützigkeit bei

gen unſeven Agrariern nicht nachſtehen wollte. Nun
eite iſt man ja nachgerade n anderes ge

diesmal n

e Pa

der Tagesordnung ſtanden die Kartoffelveriarqune. e wöhnt
Ien und die Holzfrage, die Zuckerverſorgung und die

r Ueber alle dieſe Punkte fand eine rege Ausſprache
ſtatt. Vetreffs der Zuckerverſorgung erklärte ſich ein kieſiger
Kaufmann bereit, ein a bres Quantum zu beſorgen. Mit Hilfe
S finanzieller el ſeitens der Sktadt, iſt es möglich, den
ucker zu niedrigen Preiſen an die hieſigen Einwohner abzugeben.uch in der Wildereisſeege war der Appell an die Vertreter der

Landwirtſchaft von Erfolg begleitet. Es wurde in Ausſicht geſtellt, I
an bedürftige, minderbemittelte Perſonen, die Milch z
deutend billigeren Pweiſe ugeben. Dasſelbe ſoll in der Ver-
orgung mit Kohlen an Minderbemittelte und ialrentner ge
de Be e der weiteren Brennholz, wurdeeſchloſſen, im Verein mit dem hieſigen Magiſtrat und dem Ge

werkſchaftskartell, mit der SchwarzburgRudolſtädter Regierung
u verhandeln. Um 104 Uhr waren die Verhandlungen beendigt

ieſe Beſprechungen, welche einen, der jetzigen traurigen Zeit, entrechenden Charakter trugen, ſollen a Wunſch des hieſigen
ggiſtrats fortgeſetzt werden.

Schiedsſpruch für Mansfeld.
Am Montag, dem 6. November, fanden in Halle unter dem Vor

ſitz eines Vertreters des Reichsarbeitsminiſteriums Lohnverhand-
iungen für den Mansfelder Erzbergban ſtatt. Es wurde ein
Schiedsſpruch gefällt, wonach der Spitzenlohn pro Schicht von 555
Mark anf 910 Mk., der Gedingeausgleich von 27 Mark auf 45 Mark
erhöht wird. Das Hausſtands und Kindergeld wird von 20 Mark
anf 40 Mark erhsyt. Die Unterverteilung auf die einzelnen
Gruppen erfolgt wie bisher durch die Betriebsleitung und den Be
triebsrat. Die Erhöhungen treten vom 1. November an in Kraft.

zu einem be

Samgerhauſen. Säuglingsfürſorge im Kreiſe. Jm
Kreiſe Sangerhauſen wurde im Frühjahr 1022 mit der Ein-
richtung der Säuglingsfürſorge begonnen. Bis jetzt ſind in folgen
den Ortſchaften Mutterberatungsſtellen eingerichtet: Sanger-
hauſen, Kelbra, Roßla, Heringen, Görsbach, Sundhauſen, Artern,
Rieſtedt, Blankenheim, Oberröblingen, Beyernaumburg, u

Jn den Beratungsſtunden wird Rat und Auskunft über
Pflege, Ernährung, rechtliche und wirtſchaftliche Angelegenheiten,
die Mutter und Kind betreffen, erteilt. Gbenſo wird ehelichen und
unekßelichen werdenden Müttern, die ſich an die Fürſorgeſtelle
wenden, jederzeit Hilfe und Rat erteilt. Die Beratungsſtellen
ſtehen unter ärztlicher Lei
weiſe ſehr rege in Anſpruch genommen, bis zum 1. Oktober
wurden inszgeſamt 1715 Beſuche verzeichnet. Die Sprechftunden
finden in größeren Ortſchaften aller vierzehn Tage, in kleineren
vierwöchentlich ſtatt. Den Müttern die Intereſſe für moderne
Säuglingspflege bekunden und die Beratungsſtellen regelmäßig
aufſuchen, wurden durch Verabfolgung von billigen Lebensmitteln
und billigen Säuglingspflegeartikeln Vergünſtigungen ZJewährt.
Für plötzlich eintretende Notfälle wird von der Fürſorgeſtelle eine
Säuglingskorb mit vollſtändiger Ausſtattung zur Verfügung
geſtellt. Intereſſe der geſunden Entwickelung ihres Kindes iſt
es jeder Mutter dringend anzuraten, die Fürſorgeſtelle regelmäßig
zu beſuchen. Jn der Mutterbergtungsfſtelle findet auch die Still
kontrolle für die Krankenkaſſen ſtatt.

Aus dem Wittenberger Stadtparlgment.
Eine ſtürmiſche Sitzung.

Unter e irre wurde die Amtsniederlegung der
Stadträte Greſſen (bürgerlich) und unſeres Genoſſen Keitel
bekannt gegeben. Der Stadtverordneterworſteher wie auch der
Oberbürgermeiſter widmeten beiden Scheidenden warme Dankes-
worte, unſerem Genoſſen Keitel beſonders in Anbetracht ſeiner
Verdienfte, die er ſich als Dezernent des Wohlfahrtsamtes er
worben hat. Für die Volkshochſchule wurden 10000 Mk. als
Beihilfe bewilligt, wobei der Erwartung Ausdruck gegeben wurde,
daß auch die ländlichen Nachbargemeinden, aus denen gleichfalls
eine ganze Anzahl die Veranſtaltungen unſerer Volks

ſchube beſuchen, ebenfalls eine Beihilfe zur Finanzierung
dieſer gemeinnützigen Vereinigung geben möchten. Einer Pacht-
erhöhung für ein Wieſe ndſtück wie auch der Erhöhung der
Zinsſätze für ſtädtiſche Anleihen bei der Sparkaſſe wurde zu
geſtimmt. Für den Ausbau (Neubeſchotterung der Grün, Dörf
furt, Falk- und Adlerſtraße) wurde 1 Million Mark bewilligt.
Der Ausbau r vom Bauamt als Notſtandsarbeit für ſtädtiſche
Arbeiter vorgeſehen. Schon hierbei kam es zu Reibereien zwiſchen
Rechts und Links, da der kommuniſtiſche Stadtverordnete
Wagner erhöhte r Erwerbsloſen forderte, womit
er bei den Bürgerlichen auf Widerſpruch ftieß. Für den ſein Amt
niederlegenden Bäckermeiſter Kraatz wurde Gaſtwirt Horn als
Schiedsmann gewählt. Das Honorar für den Kommunalarzt
wurde auf 150 Mk. für die Stunde erhöht. Die Gebührenſätze
für die Benutzung der Ratswage wurden um 1200 Prozent er
öht, wovon die S an die Stadtkaſſe abzuführen iſt. Für den
usbau der Tauentzienkaſerne wurden 550 000 Mk. und für den

der Friedericianumkaſerne 1 Million Mark m Gleich-
zeitig wurde der Ueberlaſſung des Erdgeſchoſſes des Wirtſchafts
gebäudes der Friederieianumkaſerne an die Ortskrankenkaſſe I

u Bureauzwecken zugeſtimmt. Verſchiedene Bürgerliche, an deren
pitze der Stadtv. Lehmann, konnten es nicht unterlaſſen, ihre

zyniſchen Bemerkungen über dieſen Antrag der Ortskrankenkaſſe
machen, wurden aber von den Vorſitzenden der Kaſſe, Stadtv.
eriiternä Der Bewilligung einer Alterszulage an

einen ſtädtiſchen Gehaltsempfänger wurde zugeſtimmt.
Zu recht erbaulichen Zufammenſtößen zwiſchen Links und Rechts

kam es bei der Beratung des Antrages, für die hier in den nächſten
r geplante Ausſtellung der „Liga zum Schutze der deutſchen
Kuktur“ 80 000 Mk. zu bewilligen. Jn den beſten Farben wurde
der gute Zweck dieſer Ausſtellung, Aufklärung über den Ver-
ſailler Schandfriedensvertrag unter die Bevölkerung zu bringen,
von der Rechten geſchildert. Die Linke war aber gerade über dieſe
Ausſtellung etwas anderer Meinung. Die Notwendigkeit der
Aufklärung über den Verſailler Vertrag wurde ohne weiteres auch
von Links anerkannt, nicht aber die Veranſtaltung diefer Aus
ſtellung gerade durch die Liga. Jſt doch die Liga durch ihre bis
herigen Veranſtaltungen hier und in anderen Gegenden als
reaktionäres Unternehmen genügend bekannt. Bei den gegen
ſeitigen Ueberredungsverſuchen gerieten Oberbürgermeiſter Wurm
und der kommuniſtiſche Stadtverordnete Nicolas ſo in Ekſtaſe, daß
es ohne weiteres zu einem Handgemenge zwiſchen den beiden Ge
nannten gekommen wäre, wenn nicht die Diſtanz zu groß geweſen
wäre. Selbſtverſtändlich blieben auch die übrigen Mitglieder des
Hauſes nicht ſtumm, ſo daß der Vorſteher minutenlanger An
ſtrengungen bedurfte, ehe die Ruhe wiederhergeſtellt war. Schliefz
lich wurden die 30 000 Mk. gegen die geſchloſſene Linke bewilligt.

Für den Ausbau des Straacher Brunnens wurden 500 000 k.
bewilligt. Die Mieten für die ſtädtiſchen Häuſer in der Stern
ſtraße wurden auf 50 Mk., die im ehemaligen Krankenhaus auf
30 für den Quadratmeter Wohnfläche erhöht. Die übrigen
Punkte betrafen weniger wichtige Angelegenheiten.

Zum Schluß wurde noch einmal über den Antrag des Kreis
gewerkſchaftskartells betr. Maßnahmen zur Linderung der Not der
Arbeitsloſen geſprochen und beſchloſſen, dieſen Antrag dem Magiſtrat und der Wohlfahriskommifſion als Dlateriat zu überweiſen.

Zörbig. Kleingarkennot. Warum greift mannicht durch Zum ſoundſovielten Male lud der igt Magiſtrat
die Bewerber um Kleingärten am Freitag zu einer Be in

Die Fürſorgeſtellen werden teil D

Am Freitagabend l den Stadtveroxdnetenſagl, Wiegjeit Jahren verlief die Sache auch

t chriſtliche Nächſtenliebe l en
a h e der r er 2 tndlung t ſich nachger zum andal auszuwachſen.Wir ſchätzen mindeſtens 2 Bewerber, die zum großen Teil
auch nicht das klei Stückchen Boden zu bewirtſchaften haben
und ihr Gemüſe unglaublich z hören aus Halle beziehen
Jedenfalls konnte der Stadtverordnetenſaal die 88 der Beſucher
nicht faſſen, die bereits nach einer ganzen halben Stunde mit
angen Geſichtern wieder nach Hauſe ziehen mußten. Jſt dem

hieſigen Magiſtrat nicht bekannt, daß wir ſeit über 3 Jahren eine
Rei eingarten und Pachtlandordnung haben, die im Falle
des Bedürfniſſes eine Zwangsverpachtung zu erſchwi gen
Preiſen vorfieht? Und geeignetes Land ſollte nicht zu beſchaffen
ſein? Wie e es mit der Quetzer Wieſe, die vom Herrn von
Grävenitz auf Quetz ſeit Jahren nicht ſelbſt bewirtſchaftet, ſondern
meiſtbietend verpachtet wird? An der Majoratseigenſchaft des
S kann die Sache nicht ſcheitern, woran alſo dann?
Aber letzten Endes ſind unſere guten Zörbiger, insbeſondere die
Arbeiterſchaft ſelbſt ſchuld. Anſtatt die Sache nun endlich einmal
energiſch ſelbſt in die Hand zu nehmen, wartet man auf einen
Sonnenſtrahl von oben bis einem die Not bis an den Hals ſteht!

Die Autesbezirkskonferenz des Anterbezirks Falktenbderg.
Zum Kampf vereint!

Am Sonntag, dem 5. November, hatten ſich die Vertreter des
Kreiſe TorgauLiebenwerda und S initz zur Einigungs-Unker-
bezirkskonferenz zuſammengefunden. Genoſſe Dietrich (Falken-
berg) begrüßte die Delegierten, beſonders die en, die der
ehemaligen Unabhängigen Partei angehörten. Der Tag von Nürn
berg hätte den Wunſch von Millionen deutſcher Arbeiter erfüllt.
Genoſſe Dietrich gab dann den Tätigkeitsbericht. Aus dieſem
ging hervor, daß in der Berichtszeit die Bewegung im Unterbezirk
vorwärtsgegangen iſt. Durch die Vereinigung hat die VSPD. an
wichtigen Orten Zuwachs an aktiv tätigen Kräften bekommen, mit
deren Hilfe der Unterbezirk und die betr. Orte weiter ausgebaut
werden können. Da Genoſſe Dietrich in ſeinen Ausführungenauch die politiſche und wirtſchaftliche Lage berührt hatte. beſchloß

die Konferenz, das Referat des Genoſſen Dreſcher über die
Aufgaben der VSP D. und das Referat des Genoſſen Diet-
rich gemeinſam zu diskutieren.

Genoſſe Dreſcher (Halle) ging in ſeinem Referat ausführlich
auf die wirtſchaftliche und politiſche Lage ein. Er betonte, daß die
Vereinigung der beiden Bruderparteien eine Notwendigkeit war.

ie Tage von Nürnberg werden noch lange nachwirken in der
deutſchen Arbeiterbewegung. Ganz beſonders wäre im Ausſand
die Einigung lebhaft begrüßt worden. Er ging ein auf die Reichs-
präfidentenwahl ſowie auf die Koalitionsregierung. Seine Aus-
führungen wurden mit Beifall aufgenommen. Jn der rn
ſprachen dann die Genoſſen Schröter (Torgau), Hinterlach
(Elſterwerda), eßler (Vockwit), Treiſchke (Bockwitz),
Lerch (Falk g) Falkmeier (Liebenwerda). Grobe
(Naundorf), Dietrich (Grünwalde), Schödel (Schmerken-
dorf) und Michael (Wendiſch-Linda). Es wurde das Für und
Wider der Koalitionspolitik beſprochen. Alle Diskuſſionsredner
brachten ihre Freude über die endliche Einigung der beiden ſozia-
liſtiſchen Parteien zum Ausdruck. Namens der bisherigen USPD.
tat das beſonders der Genoſſe Hinterlach (Elſterwerda). Der
Punkt Neuwahl der Unterbezirksleitung hatte folgendes Ergebnis:
Vorſitzender des Unterbezirks: Genoſſe Dietrich (Falkenberg),
Stellvertreter: Genoſſe Hinterlach (Elſterwerda), Kaſſierer:
Genoſſe Küver (Falkenberg), Stellvertreter: Genoſſe Wolf
(Falkenberg), Schriftführer: Genoſſe Ehrlich (Falkenberg),
e Genoſſe Schröder (Torgau). Als Beiſitzer, die
zugleit das Amt der Kaſſenreviſoren mit n r wurden ge
wählt die Genoſſen Dietrich (Grünewalde), Michael (Wen-
diſch-Linda), Teumer (Kranichau bei Torgau a. E. und als
Vertreter der ArbeiterJugend Lerch (Falkenberg). In die Preß-
kommiſſion wurde Genoſſe Neßler (Bockwitz) gewählt.

Als Delegierke an dem Begzirksparteitag ſollen außer drei Mit
liedern des r s r die Genoſſen Schröder(Torgau), Neßler (Vockwitz), Dietrich (Grünewalde), Fitz

k o w (Liebenwerda) und Michael (WendiſchLinda) teilnehmen.
Ueber die VSPD. und die Gewerkſchaften referierte Genoſſe

Hinterlach (Elſterwerda). Er wies darauf hin, daß die Zu
ſammenarbeit der VSPD. mit den Gewerkſchaften notwendig ſei
um das Treiben der KPD. gegen die freien Gewerkſchaften illu
rig zu machen, die mit der „Union“ und den Syndikaliſten gegen
ie Gewerkſchaften wütet. Seine Ausführungen wurden mit Vei-

fall aufgenommen. In der Diskuſſion ſprachen dazu Dreſcher
an Dietrich (Falkenberg), Schödel (Schmerkendorf),

olf und Ehrlich (Falkenberg).
Ueber die Preſſe referierte Genoſſe Neßler (VBockwitz). Die

Preſſe wäre die beſte Waffe der Partei. Sie müſſe ausgebaut wer
den, denn nur mit einer ſtarken Preſſe könne die VSPD. wachſen
Er ging auf die Schwierigkeiten, die die Preſſe von jeher zu be
ſtehen hatte, beſonders aber auf die Schwierigkeiten, die die Preſſe
jetzt hat, ausführlich ein. Auch dieſe Ausführungen nahm die Kon
ferenz mit Beifall entgegen. Jn der Diskuſſion ſprach GenoſſeHinterlach und Vogel (Elſterwerda), Hennig (Löhſten),
Teumer (Torgau), Grober (Naundorf), Schröder (Tor-
w. Dietrich (Falkenberg). Ein Antrag, ſofort eine Samm-
ung für die Unterbezirkskaſſe vorzunehmen, wurde einſtimmig an

genommen. Die Sammlung erbrachte einen Betrag von 922 Mk.
Um die Unterbezirkskaſſe zu ſtärken, beſchloß die Konferenz, in
dieſem Quartal und für das nächſte Quartal eine Sondermarke
auszugeben, damit die Koſten zum Bezirksparteitag getragen wer
den können. Gegen 6 Uhr ſchloß Genoſſe Dietrich mit einem
Hoch auf die Vereinigte Sozialdemokrat. Partei Deutſchlands die
Einigungskonferenz. Begeiſtert ſtimmten die Delegierten in das
Hoch auf die Partei ein und ſangen ſtehend: „Auf, Sozialiſten,
ſchließt die Reihen

Grünewalde. Aus dem Gemeindeparlament. Der
letzten Gemeindevertreterſitzung wurden zunächſt eine Reihe Ein
gänge zur Kenntnis gebracht. Ueber den Stand der Verhand
lungen mit der Treuhandgeſellſchaft in Senftenberg über die Ab-
bürdung der durch die Siedelungstätigkeit entſtandene Mehr
belaſtung in der Gemeindeverwaltung wurde Bericht erſtattet.
Eine Verfügung des Regierungspräſidenten ordnet die Zurück-
ziehung des erſten Nachtrags zur Luſtbarkeitsſteuerordnung der
Gemeinde an, da dieſer im Widerſpruch zu den Reichsratsbeſtim-
mungen ſtehe. Dem Häusler Gottlob Donath wurde auf den am
3. November 1921 abgeſchloſſenen Grundftückskaufvertrag ein Nach
kaufgeld von 200 Mk. bewilligt. Jn der Wohnungsſtreitſache der
Gemeinde Gröba wurde dem Gemeindevorſtand die nach S 88 der
LGO. erforderliche Vollmacht erteilt. Die Schweſterſtation iſt mit
dem 1. Oktober 1922 in Werksregie übernommen und ſoll haupt
ſächlich nur Angehörigen der Linke-Hofmann-Lauchhammer-Aktien-
geſellſchaft und der Bubiag dienen. Damit auch die übrigen Ge
meindeangehörigen den Nutzen von der Tätigkeit der Schweſter
haben iſt die Gemeindevertretung gewillt, einen noch feſtzuſtellen
den Beitrag für die Unterhaltung der Station zu bewilligen. Die
Siedler in der Gemeinde ſollen in der Verfügbarmachung der
Landesdarlehen für ihre Bauvorhaben durch Uebernahme von
Schuldſcheinen unterſtützt werden. Zum Schluß wurde eine Wege
vermeſſungsſache zurückgeſtellt und über die neueſten Verhand
lungen in der Lichtangelegenheit berichtet.

Bockwitz. Diebe im Keller. Jn der Nacht vom Sonnabend
zum Sonntag ſind Diebe in den Keller des Tiſchlermeiſters Ruß
eingedrungen und haben etwa 22 Zentner friſch eingepökeltes
Schweinefleiſch geſtohlen. Auch einige Flaſchen Kognak und Liköre
haben ſie mitgenommen. Jn derſelben Nacht haben Diebe am Froſch
teich ein Schwein aus dem Stall geholt, abgeſtochen und weg
J Die Täter ſind in beiden Fällen noch nicht ermitteSpur ſoll nach Mückenberg führen, m e
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